
DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 964/2014 DER KOMMISSION 

vom 11. September 2014 

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich Standardvorschriften und -bedingungen für 

Finanzinstrumente 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial­
fonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regio­
nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (1), insbesondere Artikel 38 Absatz 3 Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um die Inanspruchnahme der Finanzinstrumente zu erleichtern, die auf nationaler, regionaler, transnationaler 
oder grenzübergreifender Ebene eingerichtet oder in Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 38 
Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 verwaltet werden, sollten Standardvorschriften und 
-bedingungen für bestimmte Finanzinstrumente festgelegt werden. Durch solche Standardvorschriften und 
-bedingungen wären diese Finanzinstrumente für die direkte Nutzung bereit — sogenannte Standardfinanzinstru­
mente. 

(2)  Um die Nutzung von Finanzinstrumenten zu vereinfachen, müssen die Standardvorschriften und -bedingungen 
die Einhaltung der Vorschriften über staatliche Beihilfen gewährleisten und die finanzielle Unterstützung der End­
begünstigten durch die Union mithilfe einer Kombination aus Finanzinstrumenten und Zuschüssen erleichtern. 

(3)  Die Standardvorschriften und -bedingungen sollten verhindern, dass Finanzanbieter — beispielsweise öffentliche 
oder private Investoren oder Darlehensgeber —, Verwalter der Finanzinstrumente oder Endbegünstigte staatliche 
Beihilfen erhalten, die mit dem Binnenmarkt unvereinbar sind. Die Standardvorschriften und -bedingungen sollten 
die einschlägigen „De-minimis“-Verordnungen — wie die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission (2) 
und die Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission (3) — berücksichtigen, sowie die Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission (4), die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission (5), die Leitlinien für staat­
liche Beihilfen zur Förderung von Risikofinanzierungen (6) und die Rahmenregelung der Europäischen Union für 
staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 (7). 

(4)  In Anbetracht der Tatsache, dass die Vorschriften über staatliche Beihilfen nicht für landwirtschaftliche Tätigkeiten 
im Rahmen des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums gelten, sollte die 
Einhaltung der Standardvorschriften und -bedingungen auf freiwilliger Basis erfolgen. Für andere Tätigkeiten, die 
für eine Unterstützung aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
infrage kommen, gelten allgemeine Vorschriften über staatliche Beihilfen, und daher sollten die Standardvorschrif­
ten und -bedingungen bindend sein. 

(5)  Es besteht die Möglichkeit, dass Unternehmen im Fischereisektor, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 
(„KMU“), von Finanzinstrumenten, die aus einem Europäischen Struktur- und Investitionsfonds finanziert werden, 
profitieren können. Wird eine solche Unterstützung aus einem anderen Europäischen Struktur- und Investitions­
fonds als dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds finanziert, sollte der Gesamtbetrag der Beihilfen, die den 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 
(3) Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 9). 
(4) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihil­

fen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 
vom 26.6.2014, S. 1). 

(5) Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen 
im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1). 

(6) Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Förderung von Risikofinanzierungen (ABl. C 19 vom 22.1.2014, S. 4). 
(7) Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 

(ABl. C 204 vom 1.7.2014, S. 1). 



Unternehmen des Fischerei- und Aquakultursektors im Rahmen der Finanzinstrumente innerhalb eines Dreijahres­
zeitraums gewährt werden, unter einer anhand des jährlichen Umsatzes der Bereiche Fischerei, Aquakultur und 
Verarbeitung des jeweiligen Mitgliedstaats berechneten Obergrenze liegen, die in der Verordnung (EU) 
Nr. 717/2014 der Kommission (1) festgelegt ist. Darüber hinaus sind die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (2) und 
die Leitlinien für die Prüfung staatlicher Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (3) zu berücksichtigen. 

(6)  Die Standardbestimmungen und -bedingungen sollten zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Verwaltung 
der Finanzinstrumente außerdem eine Reihe von Mindestanforderungen an die Governance umfassen, um detail­
liertere Vorschriften als die in der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 aufgeführten bereitzustellen. 

(7)  Ein Darlehen mit Risikoteilung im Portfolio („RT-Darlehen“) ist als Finanzinstrument zur Unterstützung des 
Wachstums der KMU in einem schwierigen Finanzierungsumfeld geeignet. Im Rahmen des RT-Darlehens erhalten 
KMU neue Darlehen mit einfacherem Zugang zu Finanzierung, indem Finanzmittlern Finanzierungsbeiträge und 
die Teilung des Kreditrisikos angeboten werden und den KMU dadurch mehr Finanzmittel zu günstigeren Bedin­
gungen hinsichtlich Zinssatzermäßigungen und/oder reduzierter Sicherheiten zur Verfügung stehen. 

(8)  Die Finanzierung durch das RT-Darlehen kann ein besonders wirksames Instrument sein, um KMU bei begrenzter 
Verfügbarkeit von Finanzmitteln oder relativ geringer Risikobereitschaft der Finanzmittler bei bestimmten Sekto­
ren oder Arten von KMU zu unterstützen. Die Standardvorschriften und -bedingungen stellen dabei eine wirk­
same Methode zur Behebung einer solchen Marktschwäche dar. 

(9)  Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis ist ein geeignetes Finanzinstrument, um Anreize für Finanzmittler zu 
schaffen, vermehrt Darlehen an KMU zu vergeben, die durch von der Union finanzierte Garantien gedeckt sind. 

(10)  Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis sollte die derzeitige Lücke im Schuldenmarkt für KMU schließen, indem 
sie neue Darlehen durch eine Absicherung des Kreditrisikos fördert (in Form einer begrenzten Garantie auf der 
Basis eines Erstverlustportfolios), mit dem Ziel, die besonderen Schwierigkeiten zu verringern, denen KMU beim 
Zugang zu Finanzmitteln gegenüberstehen, da sie nicht über ausreichende Sicherheiten verfügen und ein relativ 
hohes Kreditrisiko darstellen. Um die angestrebte Wirkung zu erzielen, sollte der Beitrag der Union zur begrenz­
ten Garantie auf Portfoliobasis jedoch nicht an die Stelle gleichwertiger Garantien treten, die die jeweiligen Finanz­
institutionen für den gleichen Zweck über bestehende Finanzinstrumente auf Unions-, nationaler und regionaler 
Ebene erhalten. Die Standardvorschriften und -bedingungen stellen dabei eine wirksame Methode zur Behebung 
einer solchen Marktschwäche dar. 

(11)  Ein Renovierungsdarlehen ist ein geeignetes Finanzinstrument, um Anreize für die Ausschöpfung des mit der 
Renovierung von Wohngebäuden verbundenen Energieeinsparpotenzials zu schaffen. 

(12)  Das Renovierungsdarlehen sollte auf langfristige subventionierte Darlehensbedingungen sowie die technische und 
finanzielle Vorabunterstützung von Eigentümern von Wohngebäuden für die Vorbereitung und Umsetzung von 
Gebäuderenovierungsprojekten ausgerichtet sein. Dabei wird von einem Markt ausgegangen, in dem bankgebun­
dene Finanzmittler im Wesentlichen die einzige Finanzquelle sind, diese Finanzierung für die langfristige Amorti­
sierung der finanzierten Projekte jedoch entweder zu gering (aufgrund der Risikobereitschaft des Finanzmittlers), 
zu kurzfristig, zu kostspielig oder in anderer Weise ungeeignet ist. Diese Situation — zusammen mit einem ineffi­
zienten System für die Identifizierung und Beschaffung von Arbeiten im Namen mehrerer Wohnungseigentümer, 
ohne die Möglichkeit der Unterstützung von Einzelpersonen auszuschließen, — stellt eine Marktschwäche dar. Die 
Standardvorschriften und -bedingungen stellen dabei eine wirksame Methode zur Behebung einer solchen Markt­
schwäche dar. 

(13) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Koordinierungsausschus­
ses für die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung enthält Bestimmungen über die Standardvorschriften und -bedingungen für die folgenden Finanzin­
strumente: 

a)  das Darlehen mit Risikoteilung im Portfolio („RT-Darlehen“); 

b)  die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis; 

c)  das Renovierungsdarlehen. 
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(1) Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. L 190 vom 28.6.2014, S. 45). 

(2) Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen 
im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1). 

(3) Leitlinien für die Prüfung staatlicher Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. C 84 vom 3.4.2008, S. 10). 



Artikel 2 

Zusätzliche Vorschriften und Bedingungen 

Die Verwaltungsbehörden können zusätzlich zu den Vorschriften und Bedingungen, die gemäß den Vorschriften und 
Bedingungen für das jeweilige in dieser Verordnung beschriebene Finanzinstrument in die Finanzierungsvereinbarung 
aufzunehmen sind, weitere Vorschriften und Bedingungen berücksichtigen. 

Artikel 3 

Einhaltung der Regeln für staatliche Beihilfen gemäß den Standardvorschriften und -bedingungen 

(1) Werden Finanzinstrumente mit Zuschüssen für technische Hilfe an Endbegünstigte, die von einem der Instrumente 
profitieren, kombiniert, so betragen diese Zuschüsse höchstens 5 % des Beitrags der ESI-Fonds zum Instrument und 
unterliegen den Schlussfolgerungen der Ex-ante-Bewertung, mit der solche Zuschüsse gemäß Artikel 37 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013 begründet werden. 

(2) Die Stelle, die mit dem Einsatz des Finanzinstruments betraut ist (im Folgenden „der Finanzmittler“), verwaltet den 
Zuschuss für technische Hilfe. Die technische Hilfe wird nicht für die Tätigkeiten genutzt, die Gegenstand von Verwal­
tungskosten und -gebühren sind, die für die Verwaltung des Finanzinstruments erstattet werden. Die mit der technischen 
Hilfe gedeckten Ausgaben dürfen nicht Teil der Investition sein, die durch das Darlehen im Rahmen des jeweiligen 
Finanzinstruments finanziert wird. 

Artikel 4 

Verwaltung des Finanzinstruments gemäß den Standardvorschriften und -bedingungen 

(1) Die Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls der Dachfondsmanager ist im Aufsichtsrat oder in einer ähnlichen 
Lenkungsstruktur für das Finanzinstrument vertreten. 

(2) Die Verwaltungsbehörde ist nicht direkt an einzelnen Investitionsentscheidungen beteiligt. Im Falle eines Dach­
fonds übt die Verwaltungsbehörde ihre Aufsichtsfunktion nur auf der Ebene des Dachfonds aus und ist nicht an einzel­
nen Entscheidungen des Dachfonds beteiligt. 

(3) Die Verwaltungsstruktur des Finanzinstruments ermöglicht es, Entscheidungen über Kredit- und Risikodiversifizie­
rung in transparenter Weise und gemäß marktüblichen Grundsätzen zu treffen. 

(4) Der Dachfondsverwalter und der Finanzmittler verfügen über eine Governance-Struktur, die die Unparteilichkeit 
und die Unabhängigkeit des Dachfondsverwalters oder des Finanzmittlers gewährleistet. 

Artikel 5 

Finanzierungsvereinbarung gemäß den Standardvorschriften und -bedingungen 

(1) Die Verwaltungsbehörde schließt in schriftlicher Form eine Finanzierungsvereinbarung über Programmbeiträge 
zum Finanzinstrument, in der die Vorschriften und Bedingungen gemäß Anhang I festgelegt sind. 

(2) Die Finanzierungsvereinbarung enthält im Anhang: 

a)  die gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 erforderliche Ex-ante-Bewertung, die das Finanzinstrument 
begründet; 

b)  den Unternehmensplan des Finanzinstruments, einschließlich der Investitionsstrategie und einer Beschreibung der 
Investitions-, Garantie- oder Darlehenspolitik; 

c)  die Beschreibung des Instruments, die an den detaillierten Standardvorschriften und -bedingungen ausgerichtet ist 
und in der die finanziellen Parameter des Finanzinstruments festgelegt sind; 

d)  Formulare für die Berichterstattung und die Begleitung. 
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Artikel 6 

RT-Darlehen 

(1) Das RT-Darlehen wird in Form eines Darlehensfonds vergeben, den der Finanzmittler mit einem Beitrag aus dem 
Programm und einem Beitrag des Finanzmittlers in Höhe von mindestens 25 % des Darlehensfonds einrichtet. Der Darle­
hensfonds dient der Finanzierung eines Portfolios neu bereitgestellter Darlehen, wobei die Refinanzierung bestehender 
Darlehen ausgeschlossen ist. 

(2) Das RT-Darlehen entspricht den Vorschriften und Bedingungen gemäß Anhang II. 

Artikel 7 

Begrenzte Garantie auf Portfoliobasis 

(1) Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis bietet eine Kreditrisikoabdeckung auf der Ebene der einzelnen Darlehen 
bis zu einem maximalen Höchstsatz von 80 %, um so ein Portfolio neuer Darlehen an kleine und mittlere Unternehmen 
bis zu einem am Garantie-Höchstsatz ausgerichteten maximalen Verlustbetrag — der 25 % der Risikoexposition auf Port­
folioebene nicht überschreiten darf — zu schaffen. 

(2) Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis entspricht den Vorschriften und Bedingungen gemäß Anhang III. 

Artikel 8 

Renovierungsdarlehen 

(1) Das Renovierungsdarlehen wird in Form eines Darlehensfonds vergeben, den der Finanzmittler mit einem Beitrag 
aus dem Programm und einem Beitrag des Finanzmittlers in Höhe von mindestens 15 % des Darlehensfonds einrichtet. 
Der Darlehensfonds dient der Finanzierung eines Portfolios neu bereitgestellter Darlehen, wobei die Refinanzierung 
bestehender Darlehen ausgeschlossen ist. 

(2) Endbegünstigte können natürliche oder juristische Personen oder Selbstständige, die Eigentümer von Grundstücken 
sind, sein sowie im Namen und zugunsten von Eigentümern handelnde Verwalter oder andere juristische Personen, die 
Maßnahmen im Bereich Energieeffizienz oder erneuerbare Energien im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
und der Programmunterstützung durchführen. 

(3) Das Renovierungsdarlehen entspricht den Vorschriften und Bedingungen gemäß Anhang IV. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 11. September 2014 

Für die Kommission 

Der Präsident 
José Manuel BARROSO  
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ANHANG I 

Kommentiertes Inhaltsverzeichnis einer Finanzierungsvereinbarung zwischen einer Verwaltungs­
behörde und einem Finanzmittler 

Inhaltsverzeichnis: 

(1) Präambel 

(2) Begriffsbestimmungen 

(3) Anwendungsbereich und Zielsetzung 

(4) Politische Ziele und Ex-ante-Bewertung 

(5) Endbegünstigte 

(6) Finanzieller Vorteil und staatliche Beihilfen 

(7) Investitions-, Garantie- oder Darlehenspolitik 

(8) Tätigkeiten und Maßnahmen 

(9) Angestrebte Ergebnisse 

(10) Aufgabe und Haftung des Finanzmittlers: Risiko- und Einnahmenteilung 

(11) Verwaltung und Kontrolle des Finanzinstruments 

(12) Programmbeitrag 

(13) Zahlungen 

(14) Kontoverwaltung 

(15) Verwaltungskosten 

(16) Dauer und Förderfähigkeit der Ausgaben bei Abschluss 

(17) Wiederverwendung der von der Verwaltungsbehörde gezahlten Mittel (einschließlich Zinserträgen) 

(18) Kapitalisierung von Zinszuschüssen, Prämien für Bürgschaften (sofern zutreffend) 

(19) Governance des Finanzinstruments 

(20) Interessenkonflikte 

(21) Berichterstattung und Begleitung 

(22) Bewertung 

(23) Sichtbarkeit und Transparenz 

(24) Ausschließlichkeit 

(25) Streitbeilegung 

(26) Vertraulichkeit 

(27) Änderung der Vereinbarung und Übertragung von Rechten und Pflichten  
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1.  PRÄAMBEL 

Name des Landes/der Region 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

Gemeinsamer Code zur Identifizierung des Programms (CCI-Nr.) 

Bezeichnung des entsprechenden Programms 

Relevanter Abschnitt des Programms mit Bezug auf das Finanzinstrument 

Bezeichnung des ESIF 

Betreffende Prioritätsachse 

Regionen, in denen das Finanzinstrument durchgeführt wird (NUTS-Ebene oder andere) 

Dotierung des Finanzinstruments durch die Verwaltungsbehörde 

Betrag aus dem ESIF 

Nationaler öffentlicher Betrag (öffentlicher Programmbeitrag) 

Nationaler privater Betrag (privater Programmbeitrag) 

Nationaler öffentlicher und privater Betrag außerhalb des Programms 

Voraussichtliches Startdatum des Finanzinstruments 

Abschlussdatum des Finanzinstruments 

Kontaktinformationen für die Kommunikation zwischen den Parteien  

Zweck der Vereinbarung 

2.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

3.  ANWENDUNGSBEREICH UND ZIELSETZUNG 

Beschreibung des Finanzinstruments, einschließlich der Investitionsstrategie oder -politik, Art der zu gewährenden 
Unterstützung. 

4.  POLITISCHE ZIELE UND EX-ANTE-BEWERTUNG 

Die Förderkriterien für Finanzmittler sofern zutreffend sowie zusätzliche operative Anforderungen zur Umsetzung 
der politischen Ziele des Instruments, anzubietende Finanzprodukte, anvisierte Endbegünstigte sowie geplante Kom­
bination mit Zuschüssen. 

5.  ENDBEGÜNSTIGTE 

Identifizierung und Förderfähigkeit der Endbegünstigten (Zielgruppe) des Finanzinstruments. 

6.  FINANZIELLER VORTEIL UND STAATLICHE BEIHILFEN 

Bewertung des finanziellen Vorteils aus dem öffentlichen Programmbeitrag und Abstimmung mit den Vorschriften 
über staatliche Beihilfen. 

7.  INVESTITIONS-, GARANTIE- ODER DARLEHENSPOLITIK 

Bestimmungen zur Investitions-, Garantie- oder Darlehenspolitik, insbesondere im Hinblick auf die Diversifizierung 
des Portfolios (Risiko, Sektor, geografische Gebiete, Größe) und bestehendes Portfolio des Finanzmittlers. 
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8.  TÄTIGKEITEN UND MASSNAHMEN 

Unternehmensplan oder gleichwertige Unterlagen für das einzusetzende Finanzinstrument, einschließlich der erwar­
teten Hebelwirkung gemäß Artikel 37 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

Definition der förderfähigen Tätigkeiten. 

Klare Definition der zugewiesenen Tätigkeiten und deren Grenzen, insbesondere hinsichtlich der Änderung von 
Tätigkeiten und der Portfolioverwaltung (Verluste und Verfahren für Ausfälle und Wiedereinziehungen). 

9.  ANGESTREBTE ERGEBNISSE 

Definition der Indikatoren für Tätigkeiten, Ergebnisse und Auswirkungen in Verbindung mit Messungen der Aus­
gangsbasis und Zielvorgaben. 

Angestrebte Ergebnisse, die mit dem Finanzinstrument als Beitrag zu den spezifischen Zielen und Ergebnissen der 
jeweiligen Priorität oder Maßnahme erreicht werden sollen. Liste der Indikatoren im Einklang mit dem operationel­
len Programm und Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

10.  AUFGABE UND HAFTUNG DES FINANZMITTLERS: RISIKO- UND EINNAHMENTEILUNG 

Identifizierung und Bestimmungen zur Haftung des Finanzmittlers und anderer Einrichtungen, die an der Ausfüh­
rung des Finanzinstruments beteiligt sind. 

Erläuterung der Risikobewertung sowie der Risiko- und Einnahmenteilung der verschiedenen Parteien. 

Bestimmungen gemäß Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 der Kommission (1) über die Rolle, 
Haftung und Zuständigkeit der mit dem Einsatz von Finanzinstrumenten betrauten Stellen. 

11.  VERWALTUNG UND KONTROLLE DES FINANZINSTRUMENTS 

Relevante Bestimmungen gemäß Artikel 9 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 über die Verwaltung und 
Kontrolle von Finanzinstrumenten. 

Bestimmungen zu den Prüfanforderungen, wie etwa Mindestanforderungen an die Unterlagen, die auf Ebene des 
Finanzmittlers (und auf Ebene des Dachfonds) aufzubewahren sind, und Anforderungen in Bezug auf die separate 
Buchführung für die verschiedenen Unterstützungsarten gemäß Artikel 37 Absätze 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 (sofern zutreffend), einschließlich Bestimmungen und Anforderungen gemäß Artikel 40 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 bezüglich des Zugangs der Prüfbehörden des Mitgliedstaats sowie der Prüfer der Kommis­
sion und des Europäischen Rechnungshofs zu Unterlagen, so dass ein eindeutiger Prüfpfad gewährleistet ist. 

Bestimmungen bezüglich der Einhaltung von Leitlinien zur Prüfmethodik, Checkliste und Verfügbarkeit von Doku­
menten durch die Prüfbehörde. 

12.  PROGRAMMBEITRAG 

Bestimmungen gemäß Artikel 38 Absatz 10 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 über die Modalitäten für die Über­
tragung und die Verwaltung von Programmbeiträgen. 

Gegebenenfalls Bestimmungen über Rahmenbedingungen für die Beiträge aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, dem Europäischen Sozialfonds, dem Kohäsionsfonds, dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums und dem künftigen Europäischen Meeres- und Fischereifonds. 

13.  ZAHLUNGEN 

Anforderungen und Verfahren für die Verwaltung von Zahlungen in Tranchen, unter Berücksichtigung der Obergren­
zen des Artikels 41 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, sowie für die Prognostizierung der Finanzierungstätigkeit. 

Bedingungen für eine mögliche Wiedereinziehung der öffentlichen Programmbeiträge an das Finanzinstrument. 
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Vorschriften bezüglich der Nachweise, mit denen die Zahlungen der Verwaltungsbehörde an den Finanzmittler zu 
belegen sind. 

Bedingungen, unter denen Zahlungen der Verwaltungsbehörde an den Finanzmittler ausgesetzt oder unterbrochen 
werden müssen. 

14.  KONTOVERWALTUNG 

Einzelheiten der Rechnungslegung, gegebenenfalls einschließlich der Anforderungen an die treuhänderische/separate 
Buchführung gemäß Artikel 38 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

Bestimmungen zur Erläuterung der Kontoverwaltung für das Finanzinstrument. Dies umfasst die Bedingungen für 
die Verwendung von Bankkonten: (gegebenenfalls) Kontrahentenrisiken, akzeptable Transaktionen der Finanzverwal­
tungen, Verantwortlichkeiten der betroffenen Parteien, Abhilfemaßnahmen bei Überschüssen auf Treuhandkonten, 
die Aufbewahrung von Aufzeichnungen und die Berichterstattung. 

15.  VERWALTUNGSKOSTEN 

Bestimmungen über die Vergütung des Finanzmittlers und die Berechnung und Zahlung von Verwaltungskosten und 
-gebühren an den Finanzmittler gemäß den Artikeln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Im Rahmen dieser Bestimmungen sind der anwendbare Höchstsatz und die Referenzbeträge für die Berechnung 
festzulegen. 

16.  DAUER UND FÖRDERFÄHIGKEIT DER AUSGABEN BEI ABSCHLUSS 

Datum des Inkrafttretens der Vereinbarung. 

Daten des Anwendungszeitraums des Finanzinstruments und Zeitraum der Förderfähigkeit. 

Bestimmungen über die Möglichkeit der Verlängerung und Beendigung des öffentlichen Programmbeitrags an den 
Finanzmittler im Rahmen des Finanzinstruments, einschließlich der Bedingungen für die vorzeitige Beendigung oder 
die Wiedereinziehung von Programmbeiträgen, Ausstiegsstrategien und die Abwicklung von Finanzinstrumenten 
(einschließlich gegebenenfalls des Dachfonds). 

Bestimmungen über die förderfähigen Ausgaben bei Abschluss des Programms gemäß Artikel 42 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013. 

17.  WIEDERVERWENDUNG DER VON DER VERWALTUNGSBEHÖRDE GEZAHLTEN MITTEL (EINSCHLIESSLICH ZINSERTRÄGEN) 

Bestimmungen über die Wiederverwendung der von der Verwaltungsbehörde gezahlten Mittel. 

Anforderungen und Verfahren für die Verwaltung von Zinsen und anderen auf die Unterstützung aus den ESI-Fonds 
zurückzuführenden Gewinnen gemäß Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

Bestimmungen über die Wiederverwendung von auf die Unterstützung aus den ESI-Fonds zurückzuführenden Mit­
teln bis zum Ablauf des Förderzeitraums gemäß Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

Bestimmungen über die Verwendung von auf die Unterstützung aus den ESI-Fonds zurückzuführenden Mitteln nach 
Ablauf des Förderzeitraums gemäß Artikel 45 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

18.  KAPITALISIERUNG VON ZINSZUSCHÜSSEN, PRÄMIEN FÜR BÜRGSCHAFTEN (SOFERN ZUTREFFEND) 

Bestimmungen gemäß Artikel 11 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 nach Artikel 42 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur Kapitalisierung von Jahrestranchen für Zinszuschüsse und Prämien für 
Bürgschaften. 

19.  GOVERNANCE DES FINANZINSTRUMENTS 

Bestimmungen bezüglich einer geeigneten Governance-Struktur des Finanzinstruments, damit gewährleistet ist, dass 
Entscheidungen über Darlehen/Garantien/Investitionen, Veräußerungen und Risikodiversifizierung gemäß den 
anwendbaren Rechtsvorschriften und Marktnormen durchgeführt werden. 

Bestimmungen zum Investorenrat des Finanzinstruments (Rolle, Unabhängigkeit, Kriterien). 
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20.  INTERESSENKONFLIKTE 

Es sind klare Verfahren für den Umgang mit Interessenkonflikten festzulegen. 

21.  BERICHTERSTATTUNG UND BEGLEITUNG 

Bestimmungen über die Begleitung der Durchführung von Investitionen und Finanzierungstätigkeiten, einschließlich 
der Berichterstattung durch den Finanzmittler an den Dachfonds und/oder die Verwaltungsbehörde, um die Einhal­
tung des Artikels 46 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und der Vorschriften über staatliche Beihilfen zu 
gewährleisten. 

Vorschriften für die Berichterstattung gegenüber der Verwaltungsbehörde über die Erfüllung der Aufgaben, über 
Ergebnisse und Unregelmäßigkeiten sowie ergriffene Korrekturmaßnahmen. 

22.  EVALUIERUNG 

Bedingungen und Vorkehrungen für die Evaluierung des Finanzinstruments. 

23.  SICHTBARKEIT UND TRANSPARENZ 

Bestimmungen über die Sichtbarkeit der von der Union gewährten Finanzierung gemäß Anhang XII der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013. 

Bestimmungen, mit denen der Zugang zu Informationen für Endbegünstigte gewährleistet wird. 

24.  AUSSCHLIESSLICHKEIT 

Bestimmungen bezüglich der Bedingungen, unter denen der Dachfondsmanager oder der Finanzmittler ein neues 
Investitionsinstrument einführen darf. 

25.  STREITBEILEGUNG 

Bestimmungen über die Streitbeilegung. 

26.  VERTRAULICHKEIT 

Vorschriften bezüglich der Elemente des Finanzinstruments, die Vertraulichkeitsklauseln unterliegen. Alle anderen 
Informationen gelten als öffentlich. 

Im Rahmen dieser Vereinbarung eingegangene Vertraulichkeitspflichten dürfen eine angemessene Berichterstattung 
an die Investoren, einschließlich derjenigen, die öffentliche Mittel bereitstellen, nicht beeinträchtigen. 

27.  ÄNDERUNG DER VEREINBARUNG UND ÜBERTRAGUNG VON RECHTEN UND PFLICHTEN 

Bestimmungen bezüglich des Umfangs und der Bedingungen für die mögliche Änderung und Beendigung der 
Vereinbarung. 

Bestimmungen, die es Finanzmittlern untersagen, ohne die vorherige Genehmigung der Verwaltungsbehörde Rechte 
oder Pflichten zu übertragen. 

ANHANG A: Gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 erforderliche Ex-ante-Bewertung zur Rechtferti­
gung des Finanzinstruments. 

ANHANG B:  Unternehmensplan des Finanzinstruments, einschließlich der Investitionsstrategie und einer Beschreibung 
der Investitions-, Garantie oder Darlehenspolitik. 

ANHANG C: Beschreibung des Instruments, die an den detaillierten Standardvorschriften und -bedingungen ausgerich­
tet ist und in der die finanziellen Parameter des Finanzinstruments festgelegt sind. 

ANHANG D:  Muster für Begleitung und Berichterstattung.  
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ANHANG II 

Darlehen für KMU auf der Grundlage eines Darlehensmodells mit Risikoteilung im Portfolio 
(„RT-Darlehen“) 

Schematische Darstellung des RT-Darlehensprinzips 

Struktur des 
Finanzinstruments 

Das Darlehen mit Risikoteilung (RT-Darlehen oder Finanzinstrument) wird in Form eines Darle­
hensfonds gewährt, den ein Finanzmittler mit Beiträgen aus dem Programm und des Finanzmitt­
lers einrichtet, um ein Portfolio neu bereitgestellter Darlehen zu finanzieren, wobei die Refinan­
zierung bestehender Darlehen ausgeschlossen ist. 

Das Darlehen mit Risikoteilung wird im Rahmen eines Vorhabens zur Verfügung gestellt, das Teil 
der Prioritätsachse ist, die in dem aus dem jeweiligen ESI-Fonds kofinanzierten Programm sowie 
im Rahmen der gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 erforderlichen Ex-ante- 
Bewertung definiert wird. 

Ziel des Instru­
ments 

Ziel des Instruments ist es, 

1.  Mittel aus dem ESIF-Programm mit Ressourcen des Finanzmittlers zu kombinieren, um KMU 
gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 finanziell zu unterstützen, 
und 

2.  KMU einen einfacheren Zugang zu Finanzierung zu verschaffen, indem Finanzmittlern ein 
Finanzierungsbeitrag und die Teilung des Kreditrisikos angeboten werden und den KMU 
dadurch mehr Finanzmittel zu günstigeren Bedingungen hinsichtlich Zinssatzermäßigungen 
und gegebenenfalls reduzierter Sicherheiten zur Verfügung stehen. 

Der Beitrag aus dem ESIF-Programm an den Finanzmittler darf verfügbare Finanzierungsquellen 
durch andere private oder öffentliche Investoren nicht verdrängen. 

Das ESIF-Programm stellt dem Finanzmittler für den Aufbau eines Portfolios neu bereitgestellter 
KMU-Darlehen Finanzmittel zur Verfügung und beteiligt sich — auf der Ebene der einzelnen Dar­
lehen — gleichzeitig an den Verlusten/Zahlungsausfällen und Wiedereinziehungen in Bezug auf 
die KMU-Darlehen dieses Portfolios, und zwar in der Höhe des Programmbeitrags zu dem Instru­
ment. 

Im Fall einer Dachfondsstruktur überträgt der Dachfonds den Beitrag aus dem ESIF-Programm an 
den Finanzmittler. 

Zusätzlich zum ESIF-Programmbeitrag kann der Dachfonds eigene Mittel einbringen, die mit den 
Ressourcen des Finanzmittlers kombiniert werden. Der Dachfonds beteiligt sich in diesem Fall 
anteilmäßig an der Risikoteilung zwischen den verschiedenen Beiträgen im Darlehensportfolio. 
Handelt es sich bei den Mitteln des Dachfonds um staatliche Mittel, so sind die Vorschriften über 
staatliche Beihilfen zu beachten. 
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Einbeziehung 
staatlicher Beihil­
fen 

Das RT-Darlehen ist als Instrument ohne staatliche Beihilfen konzipiert, d. h. marktkonforme Ver­
gütung des Finanzmittlers sowie vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils vom Finanz­
mittler an die Endbegünstigten, und die Bereitstellung von Finanzmitteln an die Endbegünstigten 
ist an der geltenden De-minimis-Verordnung ausgerichtet.  

a) Beihilfen auf der Ebene des Finanzmittlers und des Dachfonds sind unter folgenden Bedingungen 
ausgeschlossen: 

1.  Der Finanzmittler und die Verwaltungsbehörde oder der Dachfonds tragen jederzeit die 
Verluste und Gewinne im Verhältnis zu ihren Beiträgen (pro rata), und der Finanzmittler 
leistet einen wirtschaftlich bedeutenden Beitrag zum Darlehen mit Risikoteilung.  

2.  Die Vergütung (d. h. Verwaltungskosten und/oder -gebühren) des Finanzmittlers und des 
Dachfonds entspricht der marktüblichen Vergütung in vergleichbaren Situationen; dies ist 
der Fall, wenn Letzterer in einem offenen, transparenten, diskriminierungsfreien und objek­
tiven Auswahlverfahren ausgewählt wurde oder wenn die Vergütung im Einklang mit den 
Artikeln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 steht und keine weite­
ren Vorteile vom Staat gewährt werden. Wenn der Dachfonds lediglich den ESIF-Beitrag an 
den Finanzmittler überträgt, einen im öffentlichen Interesse liegenden Auftrag hat, bei der 
Durchführung der Maßnahme keiner kommerziellen Tätigkeit nachgeht und sich nicht mit 
eigenen Mitteln an der Investition beteiligt — und daher nicht als Beihilfeempfänger ange­
sehen wird —, reicht es aus, dass der Dachfonds keinen übermäßigen Ausgleich erhält.  

3.  Der finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem Instrument wird in Form 
einer Zinssatzvergünstigung vollständig an die Endbegünstigten weitergegeben. Bei der Aus­
wahl der Finanzmittler bewertet die Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 die Preispolitik und die Methode, nach der der 
finanzielle Vorteil an die Endbegünstigten weitergegeben wird. 

Gibt der Finanzmittler den finanziellen Vorteil nicht vollständig an die Endbegünstigten 
weiter, so wird der nicht ausgezahlte öffentliche Beitrag an die Verwaltungsbehörde zurück 
übertragen.   

b) Auf der Ebene der KMU: 

Auf der Ebene der KMU muss das Darlehen in Einklang mit den De-minimis-Vorschriften 
stehen. 

Für jedes in das Portfolio aufgenommene Darlehen berechnet der Finanzmittler das Bruttosub­
ventionsäquivalent (BSÄ) anhand der folgenden Methode: 

Berechnung des BSÄ = Nominalbetrag des Darlehens (EUR) × (Finanzierungskosten 
(gängige Praxis) + Risikokosten (gängige Praxis) — Gebühren, die die Verwaltungsbe­
hörde auf den Programmbeitrag an den Finanzmittler erhebt) × Gewichtete durch­
schnittliche Laufzeit des Darlehens (Jahre) × Risikoteilungsrate. 

Wird das BSÄ mit der oben genannten Formel berechnet, so gilt, für die Zwecke des Darle­
hens mit Risikoteilung, die Anforderung gemäß Artikel 4 der De-minimis-Verordnung (1) als 
erfüllt. Es werden keine Mindestsicherheiten verlangt. 

Ein Überprüfungsmechanismus stellt sicher, dass das mit der oben genannten Formel berech­
nete BSÄ nicht unter dem gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe c der De-minimis-Verordnung 
berechneten BSÄ liegt. 

Der Gesamtbetrag der anhand des BSÄ berechneten Beihilfen darf — bei Berücksichtigung der 
Kumulierungsregel für Endbegünstigte aus der De-minimis-Verordnung — nicht über 
200 000 EUR in einem Zeitraum von 3 Geschäftsjahren liegen. 

Zuschüsse für technische Hilfe oder andere dem Endbegünstigten gewährte Zuschüsse werden 
mit dem berechneten BSÄ kumuliert. 

Was KMU des Fischerei- und Aquakultursektors anbelangt, so muss die Beihilfe im Einklang 
mit den einschlägigen Vorschriften der De-minimis-Verordnung für den Fischereisektor stehen. 

Für Tätigkeiten, die aus dem ELER unterstützt werden, gelten die allgemeinen Vorschriften. 
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Darlehenspolitik  a) Zahlungen der Verwaltungsbehörde oder des Dachfonds an den Finanzmittler: 
Im Anschluss an die Unterzeichnung einer Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwal­
tungsbehörde und dem Dachfonds oder dem Finanzmittler überträgt die zuständige Verwal­
tungsbehörde öffentliche Beiträge aus dem Programm an den Dachfonds oder den Finanzmitt­
ler, der diese Beiträge in einen speziellen Darlehensfonds mit Risikoteilung einstellt. Die Über­
tragung erfolgt in Tranchen und entspricht den Obergrenzen gemäß Artikel 41 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013. 

Das Zielvolumen für das Darlehen und der anvisierte Zinssatz werden im Rahmen der Ex- 
ante-Bewertung gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bestätigt und bei der 
Bestimmung der Art des Instruments (revolvierendes oder nicht-revolvierendes Instrument) 
berücksichtigt.  

b) Schaffung eines Portfolios neuer Darlehen: 
Der Finanzmittler ist verpflichtet, innerhalb eines vorab festgelegten begrenzten Zeitraums 
zusätzlich zu seinen laufenden Darlehenstätigkeiten ein Portfolio neuer förderfähiger Darlehen 
zu schaffen, das teilweise aus im Rahmen des Programms ausgezahlten Mitteln finanziert wird, 
und zwar zu der in der Finanzierungsvereinbarung festgelegten Risikoteilungsrate. 

Förderfähige KMU-Darlehen (gemäß vordefinierten Förderkriterien auf der Ebene der einzelnen 
Darlehen und des Portfolios) werden automatisch in das Portfolio aufgenommen, und zwar 
durch Übermittlung von Meldungen über die Aufnahme mindestens einmal pro Quartal. 

Der Finanzmittler verfolgt eine kohärente Darlehenspolitik, insbesondere in Bezug auf die 
Portfoliodiversifizierung, die eine solide Verwaltung des Darlehensportfolios und die Risikodi­
versifizierung ermöglicht und die Einhaltung der anwendbaren Branchenstandards bei gleich­
zeitiger Ausrichtung an den finanziellen Interessen und politischen Zielen der Verwaltungsbe­
hörde gewährleistet. 

Die Ermittlung, Auswahl, Due-Diligence-Prüfung, Dokumentation und Ausführung der Darle­
hen an Endbegünstigte wird vom Finanzmittler gemäß seinen Standardverfahren und im Ein­
klang mit den in der betreffenden Finanzierungsvereinbarung festgelegten Grundsätzen durch­
geführt.  

c) Wiederverwendung von an das Finanzinstrument zurückgezahlten Mitteln: 
An das Finanzinstrument zurückgezahlte Mittel werden entweder im Rahmen desselben 
Finanzinstruments wiederverwendet (revolvierender Einsatz im selben Finanzinstrument) 
oder — nachdem sie an die Verwaltungsbehörde oder den Dachfonds zurückgezahlt wurden — 
gemäß Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 eingesetzt. 

Bei revolvierendem Einsatz im selben Finanzinstrument werden die Beträge, die auf die Unter­
stützung aus den ESI-Fonds zurückzuführen sind und vom Finanzmittler innerhalb des zeitli­
chen Rahmens für Investitionen aus Darlehen an Endbegünstigte erstattet und/oder wiederein­
gezogen werden, grundsätzlich für eine neue Verwendung im selben Finanzinstrument zur 
Verfügung gestellt. Dieser revolvierende Ansatz gemäß den Artikeln 44 und 45 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 wird in die Finanzierungsvereinbarung aufgenommen. 

Alternativ dazu, falls die Mittel direkt an die Verwaltungsbehörde oder den Dachfonds zurück­
gezahlt werden, erfolgen die Rückzahlungen regelmäßig und spiegeln folgende Elemente wider: 
(i) die Kapitalrückzahlungen (anteilig auf der Grundlage der Risikoteilungsrate), (ii) etwaige 
wiedereingezogene Beträge und Verlustabzüge (gemäß der Risikoteilungsrate) der KMU-Darle­
hen und (iii) etwaige Zinszahlungen. Diese Mittel sind im Einklang mit den Artikeln 44 und 
45 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 einzusetzen.  

d) Wiedereinziehung: 
Der Finanzmittler ergreift gemäß seinen internen Leitlinien und Verfahren Einziehungsmaß­
nahmen in Bezug auf jedes ausgefallene KMU-Darlehen, das aus dem Finanzinstrument finan­
ziert wurde. 

Vom Finanzmittler wiedereingezogene Beträge (gegebenenfalls abzüglich der Kosten für Wie­
dereinziehungen und Zwangsvollstreckungen) werden anteilmäßig in Bezug auf die Risikotei­
lung dem Finanzmittler und der Verwaltungsbehörde oder dem Dachfonds zugewiesen.  

e) Sonstiges: 
Zinsen und andere auf die Unterstützung aus den ESI-Fonds an das Finanzinstrument zurück­
zuführende Gewinne werden gemäß Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
verwendet. 
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Preispolitik Bei Vorschlägen für die Preisgestaltung legt der Finanzmittler eine Preispolitik und die Methode 
vor, mit der die vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils des öffentlichen Programmbei­
trags an die förderfähigen KMU gewährleistet wird. Die Preispolitik und die Methode umfassen 
folgende Elemente: 

1.  Der Zinssatz auf den Beitrag des Finanzmittlers wird auf Marktbasis festgelegt (d. h. gemäß der 
eigenen Politik des Finanzmittlers). 

2.  Der Gesamtzinssatz, der für Darlehen an die förderfähigen KMU im Portfolio zu erheben ist, 
muss proportional zu dem Betrag des öffentlichen Programmbeitrags gekürzt werden. Diese 
Kürzung berücksichtigt die Gebühren, die die Verwaltungsbehörde gegebenenfalls auf den Pro­
grammbeitrag veranschlagt. 

3.  Die im Abschnitt über staatliche Beihilfen beschriebene Berechnung des BSÄ wird für jedes 
Darlehen im Portfolio vorgenommen. 

4.  Die Preispolitik und die Methode bleiben während des Zeitraums der Förderfähigkeit konstant. 

Programmbeitrag 
zum Finanz-instru­
ment: Betrag und 
Rate (Produktde­
tails) 

Die Risikoteilungsrate, der öffentliche Programmbeitrag und der Zinssatz für Darlehen werden 
auf der Grundlage der Ergebnisse der Ex-ante-Bewertung festgelegt, und zwar in einer Art und 
Weise, die gewährleistet, dass die De-minimis-Vorschrift in Bezug auf den Nutzen für die End­
begünstigten eingehalten wird. 

Die Größe des Darlehens mit Risikoteilung im Zielportfolio wird in der Ex-ante-Bewertung, die 
die Unterstützung des Finanzinstruments rechtfertigt (Artikel 37 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013), bestätigt und berücksichtigt (gegebenenfalls) den revolvierenden Ansatz des 
Instruments. Das anvisierte Darlehensportfolio setzt sich in einer Weise zusammen, die die Diver­
sifizierung des Risikos gewährleistet. 

Die RT-Darlehenszuweisung und die Risikoteilungsrate müssen darauf ausgerichtet sein, die im 
Zuge der Ex-ante-Bewertung ermittelte Marktlücke zu füllen, wobei in jedem Fall aber die in die­
sem Term-Sheet vorgeschriebenen Bedingungen einzuhalten sind. 

Die mit dem Finanzmittler vereinbarte Risikoteilungsrate legt für jedes förderfähige Darlehen im 
Portfolio den aus dem Programm finanzierten Teil der förderfähigen Kapitalsumme des Darlehens 
fest. 

Die mit dem Finanzmittler vereinbarte Risikoteilungsrate bestimmt das Risiko finanzieller Ver­
luste, die durch den Finanzmittler und den Programmbeitrag anteilmäßig abzudecken sind. 

Programmbeitrag 
zum Finanzinstru­
ment (Tätigkeiten) 

Das über das RT-Darlehensinstrument finanzierte Portfolio umfasst lediglich neu bereitgestellte 
Darlehen, und die Refinanzierung bestehender Darlehen ist ausgeschlossen. Die Förderkriterien 
für die Aufnahme in das Portfolio werden gemäß den Rechtsvorschriften der Union (z. B. der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 und fondsspezifischen Regelungen), dem Programm, nationalen 
Regeln für die Förderfähigkeit sowie gemeinsam mit dem Finanzmittler festgelegt, mit dem Ziel, 
eine große Zahl von Endbegünstigten und eine ausreichende Diversifizierung des Portfolios zu 
erreichen. Der Finanzmittler sollte das Risikoprofil des Portfolios realistisch einschätzen. Diese 
Kriterien tragen den marktüblichen Konditionen und Verfahren in dem betreffenden Mitgliedstaat 
oder der betreffenden Region Rechnung. 

Haftung der Ver­
waltungsbehörde 

Die Haftung der Verwaltungsbehörde in Bezug auf das Finanzinstrument entspricht Artikel 6 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Bei den abgedeckten Verlusten handelt es sich um fällige Darlehensbeträge, zahlbare, ausstehende 
und Standardzinsen (ohne Verzugszinsen und sonstige Kosten und Ausgaben). 

Dauer Der Darlehenszeitraum im Rahmen des Finanzinstruments wird in einer Weise festgelegt, die 
gewährleistet, dass der Programmbeitrag gemäß Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
für Darlehen verwendet wird, die spätestens am 31. Dezember 2023 an die Endbegünstigten aus­
gezahlt werden. 

Als üblichen Zeitraum für die Schaffung des Darlehensportfolios werden bis zu 4 Jahre ab dem 
Zeitpunkt der Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung (zwischen der Verwaltungsbehörde 
oder dem Dachfonds und dem Finanzmittler) empfohlen. 
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Darlehensvergabe 
und Risikoteilung 
auf der Ebene des 
Finanzmittlers 
(Abstimmung der 
Interessen) 

Die Abstimmung der Interessen zwischen der Verwaltungsbehörde und dem Finanzmittler wird 
folgendermaßen erreicht: 

—  Leistungsbasierte Gebühren gemäß den Artikeln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 480/2014. 

—  Zusätzlich zum Programmbeitrag beteiligt sich der Finanzmittler nach Maßgabe der örtlichen 
Marktbedingungen an der Finanzierung, und zwar mit mindestens 25 % der gesamten Finan­
zierungszusage für die Darlehensvergabe an KMU im Rahmen des RT-Darlehensinstruments. 

— Die Verluste und Wiedereinziehungen entfallen anteilig auf den Finanzmittler und die Verwal­
tungsbehörde im Rahmen ihrer jeweiligen Haftung gemäß der Risikoteilungsrate. 

Die erwartete Risikoteilungsrate wird auf der Grundlage der Ergebnisse der Ex-ante-Bewertung, 
die die Unterstützung des Finanzinstruments rechtfertigen, festgelegt. 

Förderfähige 
Finanzmittler 

In einem Mitgliedstaat niedergelassene öffentliche und private Einrichtungen, die rechtlich befugt 
sind, Darlehen an Unternehmen zu vergeben, die im Hoheitsgebiet des Programms tätig sind, das 
zu dem Finanzinstrument beiträgt. Bei solchen Einrichtungen handelt es sich um Finanzinstitutio­
nen, Mikrokreditinstitute oder andere Einrichtungen, die zur Vergabe von Darlehen befugt sind. 

Förderfähigkeit der 
Endbegünstigten 

Die Endbegünstigten müssen gemäß Unions- und nationalen Rechtsvorschriften sowie im Rah­
men des jeweiligen Programms und der jeweiligen Finanzierungsvereinbarung förderfähig sein. 
Sie erfüllen zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Darlehens die folgenden Förderkriterien: 

a) Sie sind ein Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen — „KMU“ — (auch Einzelunterneh­
mer/Selbständige) im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (2) (3). 

b)  Sie sind kein KMU, das in den in Artikel 1 Buchstaben d-f der De-minimis-Verordnung 
genannten Sektoren tätig ist. 

c)  Sie gehören nicht einem oder mehreren eingeschränkten Sektoren an (4). 

d)  Sie sind kein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Vorschriften über staatliche 
Beihilfen. 

e) Sie haben nicht die Zahlungen eingestellt oder sind in Verzug in Bezug auf einen anderen Dar­
lehens- oder Leasingvertrag, der entweder vom Finanzmittler oder durch eine andere Finanz­
institution nach Kontrollen gemäß den internen Leitlinien und der Standarddarlehenspolitik 
des Finanzmittlers vergeben wurde. 

Außerdem verfügen die Endbegünstigten zum Zeitpunkt der Investition und während der Rücker­
stattung des Darlehens über einen eingetragenen Unternehmenssitz in einem Mitgliedstaat, und 
die Wirtschaftstätigkeit, für die das Darlehen ausbezahlt wurde, ist im entsprechenden Mitglied­
staat und der jeweiligen Region/beim jeweiligen Gerichtsstand des ESIF-Programms angesiedelt. 

Eigenschaften des 
Produkts für die 
Endbegünstigten 

Der Finanzmittler vergibt Darlehen an die Endbegünstigten, die zu den Zielen des Programms bei­
tragen und durch das Programm im Rahmen des RT-Darlehens kofinanziert werden. Die Darle­
hensbedingungen werden auf Grundlage der Ex-ante-Bewertung gemäß Artikel 37 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 festgelegt. 

Die Darlehen dürfen ausschließlich für folgende Zwecke genutzt werden: 

a)  Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte, einschließlich der Übertragung 
von Eigentumsrechten an Unternehmen, sofern die Übertragung zwischen unabhängigen 
Investoren erfolgt. 

b)  Umlaufmittel für Entwicklungs- oder Ausbautätigkeiten, die Tätigkeiten gemäß Buchstabe a 
ergänzen (und mit ihnen verbunden sind) (der ergänzende Charakter wird unter anderem mit 
dem Unternehmensplan des KMU und der Höhe der Finanzierung belegt). 

Die im Portfolio enthaltenen Darlehen müssen jederzeit die folgenden Förderkriterien erfüllen: 

c)  Es handelt sich um neu bereitgestellte Darlehen, und die Refinanzierung bestehender Darlehen 
ist ausgeschlossen. 

d)  Der Kapitalbetrag eines Darlehens, das in das RT-Darlehensportfolio aufgenommen wird, 
(i) beläuft sich auf bis zu 1 000 000 EUR auf der Grundlage der Ex-ante-Bewertung und 
(ii) wird unter Bedingungen erbracht, die nicht dazu führen, dass das BSÄ in Bezug auf jeden 
einzelnen Endbegünstigten den Betrag von 200 000 EUR (oder 100 000 EUR im Straßengü­
terverkehr und 30 000 EUR im Fischerei- und Aquakultursektor) während eines Zeitraums 
von drei Steuerjahren übersteigt. Förderfähige KMU können mehrfach Anträge auf im Rahmen 
dieses Finanzinstruments vergebene Darlehen stellen, sofern der oben genannte BSÄ-Höchst­
betrag vollständig eingehalten wird. 
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e)  Im Rahmen der Darlehen werden Finanzmittel für einen oder mehrere der zulässigen Zwecke 
in Euro und/oder der Landeswährung des jeweiligen Hoheitsgebiets und gegebenenfalls in 
etwaigen anderen Währungen bereitgestellt. 

f)  Die Darlehen werden nicht in Form von Mezzanine-Darlehen, nachrangigen Schuldtiteln oder 
Quasi-Eigenkapital vergeben. 

g)  Die Darlehen werden nicht in Form von revolvierenden Kreditlinien vergeben. 
h) Die Darlehen unterliegen einem Zeitplan für die Rückzahlung, einschließlich regelmäßiger Til­

gungszahlungen und/oder Zahlungen bei Endfälligkeit. 
i)  Die Darlehen finanzieren weder reine Finanztätigkeiten noch die Immobilienentwicklung, 

wenn diese als Finanzinvestitionstätigkeit durchgeführt wird, noch die Bereitstellung von Ver­
braucherkrediten. 

j)  Die Darlehen haben eine Laufzeit von mindestens 12 Monaten, einschließlich (gegebenenfalls) 
des Tilgungsaufschubs, und höchstens 120 Monaten.  

Berichterstattung 
und erwartete 
Ergebnisse 

Die Finanzmittler legen der Verwaltungsbehörde oder dem Dachfonds mindestens vierteljährlich 
Informationen in standardisierter Form und standardisiertem Umfang vor. 
Dieser Bericht enthält alle Elemente, die die Verwaltungsbehörde zur Erfüllung der Bedingungen 
gemäß Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 benötigt. 
Ferner kommen die Mitgliedstaaten ihren Berichterstattungspflichten gemäß der De-minimis-Ver­
ordnung nach. 
Die Indikatoren müssen an den spezifischen Zielen der jeweiligen Priorität des ESIF-Programms, 
mit dem das Finanzinstrument finanziert wird, ausgerichtet sein, sowie an den erwartenden 
Ergebnissen der Ex-ante-Bewertung. Sie werden im Fall des RT-Darlehens mindestens vierteljähr­
lich gemessen und gemeldet und zumindest an die Anforderungen der Verordnung angepasst. 
Zusätzlich zu den gemeinsamen Indikatoren der Prioritätsachse des ESIF-Programms (Schaffung 
von Arbeitsplätzen, Zahl der KMU usw.) werden weitere Indikatoren herangezogen: 

Anzahl der finanzierten Darlehen/Projekte 
Beträge der finanzierten Darlehen 
Zahlungsausfälle (Anzahl und Beträge) 
Zurückgezahlte Mittel und Gewinne 

Bewertung des 
wirtschaftlichen 
Nutzens des Pro­
grammbeitrags 

Der Finanzmittler reduziert den allgemeinen effektiven Gesamtzinssatz (und gegebenenfalls die 
Besicherungspolitik), der den Endbegünstigten für jedes in das Portfolio aufgenommene förderfä­
hige Darlehen auferlegt wird; dadurch schafft das RT-Darlehen günstige Bedingungen für die 
Finanzierung und die Risikoteilung. 
Der gesamte finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem Instrument wird in 
Form einer Zinssatzvergünstigung an die Endbegünstigten weitergegeben. Der Finanzmittler über­
wacht und meldet das BSÄ für Endbegünstigte gemäß dem Abschnitt über staatliche Beihilfen. 
Dieser Grundsatz schlägt sich in der Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwaltungsbe­
hörde oder dem Dachfonds und dem Finanzmittler nieder. 

(1) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 

(2)  Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen 
und mittleren Unternehmen (bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2003) 1422) (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). 

(3) Ein Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten und einem Jahresumsatz von weniger als 50 Mio. EUR oder einem Gesamtver­
mögen von weniger als 43 Mio. EUR, das auch nicht zu einer Gruppe gehört, die diese Schwellenwerte überschreitet. Gemäß der 
Empfehlung der Kommission „gilt jede Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, als 
Unternehmen“. 

(4)  Die folgenden Wirtschaftszweige werden zusammen als „eingeschränkte Sektoren“ bezeichnet. 
a)  Illegale Wirtschaftstätigkeiten: jede Produktions-, Handels- oder andere Tätigkeit, die gemäß den dafür geltenden Gesetzes- oder 

Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats illegal ist. 
b)  Tabak und destillierte alkoholische Getränke. Die Produktion von und der Handel mit Tabak und destillierten alkoholischen 

Getränke sowie ähnlichen Erzeugnissen. 
c) Die Produktion von und der Handel mit Waffen und Munition: Die Finanzierung der Produktion von und des Handels mit Waf­

fen und Munition jeglicher Art. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit diese Tätigkeiten Teil der ausdrücklichen Politik der Euro­
päischen Union sind oder zu dieser gehören. 

d)  Kasinos. Kasinos und entsprechende Unternehmen. 
e) Einschränkungen im IT-Sektor. Forschung, Entwicklung oder technische Anwendungen in Bezug auf elektronische Datenpro­

gramme oder -lösungen, die (i) speziell ausgerichtet sind auf: (a) die Unterstützung von Aktivitäten, die zu den unter den Buch­
staben a bis d aufgeführten eingeschränkten Sektoren gehören; (b) Internet-Glücksspiele und Online-Kasinos; oder (c) Pornografie 
oder (ii) dazu dienen, illegal (a) auf elektronische Datennetze zuzugreifen; oder (b) elektronische Daten herunterzuladen. 

f)  Einschränkungen im Sektor der Biowissenschaften. Unterstützung für die Finanzierung der Forschung, der Entwicklung oder 
technischer Anwendungen in Bezug auf (i) das Klonen von Menschen für Forschungs- oder Therapiezwecke; oder (ii) genetisch 
veränderte Organismen (GVO).   
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ANHANG III 

Begrenzte Garantie auf Portfoliobasis für KMU (Begrenzte Garantie) 

Schematische Darstellung der begrenzten Garantie 

Verhältnis zwischen den Interessenträgern und der Abdeckung durch die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis: 
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Struktur des 
Finanzinstru­
ments 

Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis bietet eine Kreditrisikoabdeckung auf der Ebene der ein­
zelnen Darlehen für die Schaffung eines Portfolios neuer Darlehen für KMU bis zu einem maxima­
len Verlustbetrag (Höchstsatz). 

Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis wird von der Verwaltungsbehörde im Rahmen des Vorha­
bens zur Verfügung gestellt, das Teil der Prioritätsachse ist, die in dem aus den Europäischen Struk­
tur- und Investitionsfonds (ESIF) kofinanzierten Programm sowie im Rahmen der gemäß Artikel 37 
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 erforderlichen Ex-ante-Bewertung definiert wird. 

Ziel des Instru­
ments 

Ziel des Instruments ist es, 

1.  einen besseren Zugang zu Finanzmitteln für bestimmte KMU zu schaffen, um konkrete und klar 
ermittelte Marktlücken zu schließen; 

2. ESIF-Mittel zur Unterstützung der Finanzierung von KMU gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 einzusetzen. 

Der ESIF-Programmbeitrag der Verwaltungsbehörde wird in Form eines Garantiefonds bereitgestellt, 
der von einem Finanzmittler verwaltetet wird. Dieser Beitrag darf durch andere private oder öffent­
liche Investoren verfügbare Garantien nicht verdrängen. 

Der durch den Finanzmittler verwaltete Garantiefonds verpflichtet sich, Finanzinstitutionen Mittel 
aus dem ESIF-Programm bereitzustellen, die bei Zahlungsunfähigkeit der Endbegünstigten Portfolios 
mit neuen Darlehen aufbauen. 

Im Fall einer Dachfondsstruktur überträgt der Dachfonds den Beitrag aus dem ESIF-Programm an 
den Finanzmittler. 

Das begrenzte Garantieinstrument wird eingesetzt, um ein Portfolio neuer Darlehen zu decken, das 
von einer oder mehreren Finanzinstitutionen aufgebaut wurde. 

Die Finanzinstitutionen, die Portfolios neuer Darlehen aufbauen, können auf eine Teilgarantie 
zurückgreifen, die bei der Vergabe von Darlehen an KMU Verluste bis zu einem Höchstbetrag deckt. 

Der finanzielle Vorteil der Garantie muss an die Endbegünstigten weitergegeben werden (z. B. durch 
Zinssatzermäßigungen und/oder reduzierte Sicherheiten, wobei die vollständige Weitergabe des fi­
nanziellen Vorteils aus der öffentlichen Programmbeteiligung an die Endbegünstigten grundsätzlich 
gewährleistet sein muss). 

Einbeziehung 
staatlicher Beihil­
fen 

Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis ist als Instrument ohne staatliche Beihilfen ausgelegt, d. h. 
marktkonform auf der Ebene des Finanzmittlers, der den Garantiefonds verwaltet, und der Finanz­
institutionen, die Portfolios neuer Darlehen aufbauen und die Endbegünstigten gemäß der geltenden 
De-minimis-Verordnung unterstützen. 

a) Auf der Ebene des Dachfonds, des Finanzmittlers, der den Garantiefonds verwaltet, sowie der Finanzinsti­
tutionen, die Portfolios mit neuen Darlehen aufbauen, ist diese Unterstützung unter folgenden Bedingun­
gen ausgeschlossen: 

1.  Die Vergütung (d. h. Verwaltungskosten und/oder -gebühren) des Finanzmittlers und des 
Dachfonds entspricht der marktüblichen Vergütung in vergleichbaren Situationen; dies ist der 
Fall, wenn Letzterer in einem offenen, transparenten, objektiven und diskriminierungsfreien 
Auswahlverfahren ausgewählt wurde oder wenn die Vergütung im Einklang mit den Arti­
keln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 steht und kein weiterer Vor­
teil vom Staat gewährt wird. Wenn der Dachfonds lediglich den ESIF-Beitrag an den Finanz­
mittler überträgt, einen im öffentlichen Interesse liegenden Auftrag hat, bei der Umsetzung 
der Maßnahme keiner kommerziellen Tätigkeit nachgeht und sich nicht mit eigenen Mittel an 
der Investition beteiligt — und daher nicht als Beihilfeempfänger angesehen wird —, reicht 
es aus, dass der Dachfonds keinen übermäßigen Ausgleich erhält. 

2.  Die Finanzinstitution wird im Rahmen eines offenen, transparenten, diskriminierungsfreien 
und objektiven Auswahlverfahrens ausgewählt, das Portfolio neuer Darlehen mit ihren eige­
nen Ressourcen aufzubauen, und das von der Finanzinstitution getragene Risiko beträgt in 
keinem Fall weniger als 20 % des Darlehensbetrags (auf der Ebene der einzelnen Darlehen). 

3.  Darüber hinaus wird der finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem 
Instrument in Form einer Zinssatzvergünstigung vollständig an die Endbegünstigten weiterge­
geben. Bei der Auswahl der Finanzmittler bewertet die Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 7 
Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 die Preispolitik und die Methode, 
mit der der finanzielle Vorteil an die Endbegünstigten weitergegeben wird.  
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Gibt der Finanzmittler die finanziellen Vorteile nicht vollständig an die Endbegünstigten wei­
ter, so wird der nicht gebundene öffentliche Beitrag an die Verwaltungsbehörde zurück 
übertragen. 

Die Garantie muss an eine bestimmte finanzielle Transaktion geknüpft, auf einen festen Höchst­
betrag beschränkt und von begrenzter Laufzeit sein.  

b) Auf der Ebene der Endbegünstigten: 

Auf der Ebene der KMU muss das garantierte Darlehen in Einklang mit den De-minimis-Vor­
schriften stehen. 

Für jedes in das garantierte Portfolio aufgenommene Darlehen berechnet der Finanzmittler das 
BSÄ anhand der folgenden Methode: 

Berechnung des BSÄ = Nominalbetrag des Darlehens (EUR) × Risikokosten (gängige Pra­
xis) × Garantiesatz × Garantie-Höchstsatz × Gewichtete durchschnittliche Laufzeit des 
Darlehens (Jahre). 

Der Gesamtbetrag der anhand des BSÄ berechneten Beihilfen darf — bei Berücksichtigung der 
Kumulierungsregel für Endbegünstigte aus der De-minimis-Verordnung — nicht über 
200 000 EUR in einem Zeitraum von 3 Geschäftsjahren liegen. 

Wird das BSÄ für die Zwecke der begrenzten Garantie auf Portfoliobasis mit der oben genann­
ten Formel berechnet, so gilt die Anforderung gemäß Artikel 4 der De-minimis-Verordnung (1) 
als erfüllt. 

Ein Überprüfungsmechanismus stellt sicher, dass das mit der oben genannten Formel berechnete 
BSÄ nicht unter dem gemäß Artikel 4 Absatz 6 Buchstabe c der De-minimis-Verordnung 
berechneten BSÄ liegt. 

Zuschüsse für technische Hilfe oder andere dem Endbegünstigten gewährte Zuschüsse werden 
mit dem berechneten BSÄ kumuliert. 

Was KMU des Fischerei- und Aquakultursektors anbelangt, so muss die Beihilfe im Einklang mit 
den einschlägigen Vorschriften der De-minimis-Verordnung für den Fischereisektor stehen. 

Für Tätigkeiten, die aus dem ELER unterstützt werden, gelten die allgemeinen Vorschriften.  

Garantiepolitik  a) Übertragung von der Verwaltungsbehörde an den Finanzmittler: 

Im Anschluss an die Unterzeichnung einer Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwal­
tungsbehörde und dem Dachfonds oder dem Finanzmittler überträgt die zuständige Verwal­
tungsbehörde Beiträge aus dem Programm an den Dachfonds oder an den Finanzmittler, der 
diese Beiträge in einen speziellen Garantiefonds einstellt. Die Übertragung erfolgt in Tranchen 
und entspricht den Obergrenzen gemäß Artikel 41 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.  

b) Schaffung eines Portfolios neuer Darlehen: 

Die Finanzinstitutionen sind verpflichtet, innerhalb eines vorab festgelegten begrenzten Zeit­
raums Portfolios mit neuen KMU-Darlehen aufzubauen. Neu bereitgestellte KMU-Darlehen wer­
den auf der Ebene der einzelnen Darlehen bis zu einem bestimmten Betrag (Höchstsatz) teilweise 
durch den Programmbeitrag gedeckt. Förderfähige KMU-Darlehen werden automatisch in das 
Portfolio aufgenommen, sofern sie die vorgegebenen Aufnahmekriterien für Darlehen erfüllen. 

Die Aufnahme von KMU-Darlehen erfolgt automatisch, sobald der Finanzmittler, der den Garan­
tiefonds verwaltet, eine Meldung über die Aufnahme erhalten hat; solche Meldungen werden 
mindestens vierteljährlich bis zum Ende des betreffenden Aufnahmezeitraums übermittelt. 

Die Finanzinstitutionen verfolgen eine kohärente Darlehenspolitik in Bezug auf die Portfoliodi­
versifizierung, die eine solide Portfolioverwaltung und die Diversifizierung des Risikos ermög­
licht und gleichzeitig die Einhaltung der anwendbaren Branchenstandards unter angemessener 
Berücksichtigung der finanziellen Interessen und politischen Ziele der Verwaltungsbehörde 
gewährleistet. 

Die Ermittlung, Auswahl, Due-Diligence-Prüfung, Dokumentation und Ausführung der Darlehen 
für Endbegünstigte wird von den Finanzinstitutionen gemäß ihren Standardverfahren und im 
Einklang mit den Grundsätzen durchgeführt, die in der Finanzierungsvereinbarung zwischen 
dem Finanzmittler und der Finanzinstitution, die ein Portfolio neuer Darlehen aufbaut, festgelegt 
sind.  
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c) Deckung von Verlusten: 

Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis deckt Verluste, die den Finanzinstitutionen in Bezug 
auf die einzelnen ausgefallenen förderfähigen KMU-Darlehen entstehen, gemäß einem maxima­
len Garantiesatz von 80 %. 

Die durch die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis in Bezug auf das Portfolio förderfähiger 
KMU-Darlehen gedeckten Verluste dürfen kumuliert den Betrag des Höchstsatzes nicht über­
schreiten. 

Der Betrag des Höchstsatzes, d. h. der Haftungshöchstbetrag im Rahmen dieses Instruments, 
ergibt sich aus der Summe des Volumens des anvisierten Darlehensportfolios multipliziert mit 
dem Garantiesatz und dem Garantie-Höchstsatz. 

Der Garantie-Höchstsatz wird im Rahmen der Ex-ante-Risikobewertung gemäß Artikel 42 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und Artikel 8 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 480/2014 ermittelt. 

Bei den gedeckten Verlusten handelt es sich um fällige Darlehensbeträge, zahlbare, ausstehende 
und Standardzinsen (ohne Verzugszinsen und sonstige Kosten und Ausgaben).  

d) Garantiezahlungen: 

Nach Eintritt eines Verlusts aufgrund eines Zahlungsausfalls leistet der Finanzmittler, der den 
Garantiefonds verwaltet, im Rahmen der Garantie üblicherweise innerhalb von 60 Tagen Garan­
tiezahlungen an das Finanzinstitut.  

Preis- und Besi­
cherungspolitik 

Der Finanzmittler legt eine Methode vor, die die vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils 
aus dem öffentlichen Programmbeitrag an die förderfähigen KMU gewährleistet. Die Finanzinstitu­
tion verfügt über eine Preis-/Besicherungspolitik, die mit der Methode im Einklang steht. Die Preis-/ 
Besicherungspolitik und die Methode umfassen die folgenden Elemente: 

1.  Das Instrument deckt höchstens 80 % der Risikoexposition der einzelnen förderfähigen KMU- 
Darlehen (bis zu einem Höchstsatz). 

2.  Der gesamte finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags wird an die förderfähigen 
KMU weitergegeben, durch Zinssatzermäßigungen und/oder Reduzierung der von der Finanzins­
titution geforderten Sicherheiten. 

3. Die im Abschnitt über staatliche Beihilfen beschriebene Berechnung des BSÄ wird für jedes Dar­
lehen im Portfolio vorgenommen. 

4.  Der Finanzmittler, der den Garantiefonds verwaltet, erhebt keine Garantiegebühren gegenüber 
der Finanzinstitution. 

5.  Die Finanzinstitution kürzt den allgemeinen Zinssatz und/oder die geforderten Sicherheiten in 
Bezug auf jedes förderfähige KMU-Darlehen im Portfolio gemäß der Preispolitik und der 
Methode und gewährleistet dadurch die vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils. Die 
Höhe einer solchen von der Finanzinstitution vorgeschlagenen Kürzung wird bewertet und vom 
Finanzmittler nach der entsprechenden Analyse und Due-Diligence-Prüfung bestätigt; sie gilt als 
Förderkriterium für die in das Portfolio aufzunehmenden Darlehen. 

6.  Die Verwaltungsbehörde kann auf der Grundlage der Ex-ante-Bewertung, mit der die Zielgruppe 
der KMU ermittelt wird, sowie der Ex-ante-Risikobewertung, mit der das Risiko bestimmt wird, 
beschließen, die Zahlung von Garantiegebühren durch die Endbegünstigten einzufordern. In die­
sem Fall wird das BSÄ nach der im vorstehenden Abschnitt über staatliche Beihilfen dargelegten 
Formel berechnet oder an den Bedingungen der Garantiemeldung ausgerichtet. Die von den End­
begünstigen geleisteten Gebühren werden an den Garantiefonds als zurückgezahlte Mittel im 
Sinne des Artikels 43 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zurückgeführt. 

7.  Die Preispolitik und die Methode bleiben während des Zeitraums der Förderfähigkeit konstant. 

Garantie für die 
Finanzinstitution: 
Betrag und Satz 
(Produktdetails) 

Die begrenzte Garantie auf Portfoliobasis erfüllt die Bedingungen gemäß Artikel 8 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Der Garantie-Höchstsatz wird im Rahmen der Ex-ante-Risikobewertung gemäß Artikel 42 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und Artikel 8 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 480/2014 ermittelt und darf 25 % keinesfalls überschreiten. Die Garantie kann erwartete und 
unerwartete Verluste decken.  
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Der Multiplikator der aus dem Programmbeitrag finanzierten Garantie errechnet sich wie folgt: 

Multiplikator = (1/Garantiesatz) × (1/Garantie-Höchstsatz). 

Das Multiplikatorverhältnis soll auf der Ex-ante-Risikobewertung beruhen und gleich oder höher 
als 5 sein. 

Die Größe des von der Garantie teilweise gedeckten Zielportfolios beruht auf den Ergebnissen der 
Ex-ante-Bewertung, die die Unterstützung des Finanzinstruments rechtfertigt (Artikel 37 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013), und berücksichtigt (gegebenenfalls) den revolvierenden Ansatz des 
Instruments. Das anvisierte Darlehensportfolio setzt sich in einer Weise zusammen, die die Diversi­
fizierung des Risikos gewährleistet.  

Garantie für die 
Finanzinstitution 
(Tätigkeiten) 

Das über das Garantieinstrument garantierte Darlehensportfolio umfasst neu bereitgestellte Darle­
hen an die Endbegünstigten, wobei die Refinanzierung bestehender Darlehen ausgeschlossen ist. 
Die Förderkriterien für die Aufnahme in das Portfolio werden gemäß den Rechtsvorschriften der 
Union (z. B. der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und fondsspezifischen Regelungen), dem Pro­
gramm, nationalen Regeln für die Förderfähigkeit sowie gemeinsam mit dem Finanzmittler festge­
legt, mit dem Ziel, eine große Zahl von Endbegünstigten und eine ausreichende Diversifizierung 
des Portfolios zu erreichen. Die Finanzinstitutionen sollten das Risikoprofil des Portfolios realistisch 
einschätzen (z. B. Konzentrationsgrenze nach Sektor). Diese Kriterien tragen den marktüblichen 
Konditionen und Verfahren in dem betreffenden Land oder der betreffenden Region Rechnung. 

Die Finanzinstitution gibt eine Einziehungsquote vor, die für die Berechnung des Betrags, der erwar­
tungsgemäß durch die Zahlungsausfälle im Portfolio wiedereingezogen wird, zu verwenden ist; 
diese Rate wirkt sich auf die Einstufung des Garantie-Höchstsatzes aus. 

Haftung der Ver­
waltungsbehörde 

Die Haftung der Verwaltungsbehörde in Bezug auf das Finanzinstrument entspricht Artikel 6 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Ein Zahlungsausfall bedeutet in Bezug auf ein Darlehen an Endbegünstigte, dass (i) die Finanzinsti­
tution jederzeit nachweisen kann (im Einklang mit ihren internen Verfahren und entsprechend ihrer 
Berichterstattung in den Bereichen Finanzen und Regulierung), dass ein Endbegünstigter seine Zah­
lungsverpflichtungen wahrscheinlich nicht erfüllen wird; oder dass (ii) ein Endbegünstigter wäh­
rend 90 aufeinanderfolgenden Kalendertagen keiner Zahlungsfrist im Rahmen des jeweiligen KMU- 
Darlehens nachgekommen ist. 

Dauer Der Garantiezeitraum des Finanzinstruments wird in einer Weise festgelegt, die gewährleistet, dass 
der Programmbeitrag gemäß Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 für Darlehensgaran­
tien verwendet wird, die spätestens am 31. Dezember 2023 an die Endbegünstigten ausgezahlt wer­
den. 

Als üblicher Zeitraum für die Schaffung des Portfolios garantierter Darlehen werden bis zu 4 Jahre 
ab dem Zeitpunkt der Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung (zwischen der Verwaltungs­
behörde oder dem Dachfonds und dem Finanzmittler) empfohlen. 

Risikoteilung auf 
Ebene des 
Finanzmittlers 
(Abstimmung 
der Interessen) 

Die Abstimmung der Interessen zwischen der Verwaltungsbehörde, dem Finanzmittler und der 
Finanzinstitution wird folgendermaßen erreicht: 

—  Das von der Finanzinstitution getragene Kreditrisiko beträgt in keinem Fall weniger als 20 % auf 
der Ebene der einzelnen Darlehen. 

— Die Finanzinstitution verpflichtet sich, aus eigenen Mitteln ein Portfolio neuer Darlehen aufzu­
bauen. 

—  Der finanzielle Vorteil der begrenzten Garantie wird vollständig an die endbegünstigten KMU 
weitergegeben. 

—  Leistungsbasierte Gebühren für Finanzmittler gemäß den Artikeln 12 und 13 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Förderfähige 
Finanzmittler 
und Finanzinsti­
tutionen 

Finanzmittler können in einem Mitgliedstaat niedergelassene öffentliche und private Einrichtungen 
sein, die rechtlich befugt sind, Darlehensgarantien an Unternehmen zu vergeben, die im Hoheitsge­
biet des Programms tätig sind, das zu dem Finanzinstrument beiträgt.  
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Finanzinstitutionen sind in einem Mitgliedstaat niedergelassene öffentliche und private Einrichtun­
gen, die rechtlich befugt sind, Darlehen an Unternehmen zu vergeben, die im Hoheitsgebiet des Pro­
gramms tätig sind, das zu dem Finanzinstrument beiträgt. Bei solchen Einrichtungen handelt es sich 
um Finanzinstitutionen und gegebenenfalls Mikrokreditinstitute oder andere Einrichtungen, die zur 
Vergabe von Darlehen befugt sind.  

Förderfähigkeit 
des bzw. der 
Endbegünstigten 

Die Endbegünstigten müssen gemäß Unions- und nationalem Recht sowie im Rahmen des jeweili­
gen Programms und der jeweiligen Finanzierungsvereinbarung förderfähig sein. Die Endbegüns­
tigten erfüllen am Datum des Belegdokuments für die jeweilige KMU-Garantie, d. h. der Garantie­
verpflichtung, die folgenden Förderkriterien: 

a) Sie sind ein Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen — „KMU“ — (auch Einzelunterneh­
mer/Selbstständige) im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (2). 

b) Sie sind kein KMU, das in den in Artikel 1 Buchstaben d-f der De-minimis-Verordnung genann­
ten Sektoren tätig ist. 

c)  Sie gehören nicht einem oder mehreren eingeschränkten Sektoren (3) an. 

d) Sie sind kein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Vorschriften über staatliche Beihil­
fen. 

e) Sie haben nicht die Zahlungen eingestellt oder sind in Verzug in Bezug auf einen anderen Darle­
hens- oder Leasingvertrag, der entweder vom Finanzmittler oder durch eine andere Finanzinsti­
tution nach Kontrollen gemäß den internen Leitlinien und der Standarddarlehenspolitik des 
Finanzmittlers vergeben wurde. 

Außerdem verfügen die Endbegünstigten zum Zeitpunkt der Investition und während der Erstattung 
des garantierten Darlehens über einen eingetragenen Unternehmenssitz in einem Mitgliedstaat, und 
die Wirtschaftstätigkeit, für die das garantierte Darlehen ausbezahlt wurde, ist im entsprechenden 
Mitgliedstaat und der jeweiligen Region/beim jeweiligen Gerichtsstand des ESIF-Programms angesie­
delt. 

Eigenschaften 
des Produkts für 
die Endbegüns­
tigten 

Die Finanzinstitution vergibt Darlehen an die Endbegünstigten, die zu den Zielen des Programms 
beitragen und durch das Programm im Rahmen der begrenzten Garantie auf Portfoliobasis abgesi­
chert sind. Den Garantie- und Darlehensbedingungen liegt die Ex-ante-Bewertung gemäß Artikel 37 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zugrunde. 

Die Darlehen dürfen ausschließlich für folgende Zwecke genutzt werden: 

a)  Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte, einschließlich der Übertragung 
von Eigentumsrechten an Unternehmen, sofern die Übertragung zwischen unabhängigen Inves­
toren erfolgt. 

b)  Umlaufmittel für Entwicklungs- oder Ausbautätigkeiten, die Tätigkeiten gemäß Buchstabe a 
ergänzen (und mit ihnen verbunden sind) (der ergänzende Charakter wird unter anderem mit 
dem Unternehmensplan des Endbegünstigten und der Höhe der Finanzierung belegt). 

Die im Portfolio enthaltenen Darlehen müssen jederzeit die folgenden Förderkriterien erfüllen: 

c) Die Darlehen werden neu bereitgestellt, und die Refinanzierung bestehender Darlehen ist ausge­
schlossen. 

d)  Der garantierte Teil des zugrunde liegenden Darlehens, das in das Portfolio aufgenommen wird, 
(i) beläuft sich auf bis zu 1 500 000 EUR auf der Grundlage der Ex-ante-Bewertung und (ii) wird 
unter Bedingungen erbracht, die nicht dazu führen, dass das BSÄ in Bezug auf die einzelnen 
Endbegünstigten den Betrag von 200 000 EUR (oder 100 000 EUR im Straßengüterverkehr 
und 30 000 EUR im Fischerei- und Aquakultursektor) während eines Zeitraums von drei Steuer­
jahren übersteigt. Förderfähige KMU können mehrfach Anträge auf im Rahmen dieses Finanz­
instruments vergebene Darlehen stellen, sofern der oben genannte BSÄ-Höchstbetrag vollständig 
eingehalten wird. 

e)  Im Rahmen der Darlehen werden Finanzmittel für einen oder mehrere der zulässigen Zwecke in 
Euro und/oder der Landeswährung des jeweiligen Hoheitsgebiets und gegebenenfalls in etwaigen 
anderen Währungen bereitgestellt. 

f)  Die Darlehen werden nicht in Form von Mezzanine-Darlehen, nachrangigen Schuldtiteln oder 
Quasi-Eigenkapital vergeben. 

g)  Die Darlehen werden nicht in Form von revolvierenden Kreditlinien vergeben.  
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h) Die Darlehen unterliegen einem Zeitplan für die Rückzahlung, einschließlich regelmäßiger Til­
gungszahlungen und/oder Zahlungen bei Endfälligkeit. 

i)  Die Darlehen finanzieren weder reine Finanztätigkeiten noch die Immobilienentwicklung, wenn 
diese als Finanzinvestitionstätigkeit durchgeführt wird, noch die Bereitstellung von Verbraucher­
krediten. 

j)  Die Darlehen haben eine Laufzeit von mindestens 12 und höchstens 120 Monaten.  

Berichterstattung 
und erwartete 
Ergebnisse 

Die Finanzmittler legen der Verwaltungsbehörde oder dem Dachfonds mindestens vierteljährlich 
Informationen in standardisierter Form und standardisiertem Umfang vor. 

Dieser Bericht enthält alle Elemente, die die Verwaltungsbehörde zur Erfüllung der Bestimmungen 
gemäß Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 benötigt. 

Ferner kommen die Mitgliedstaaten ihren Berichterstattungspflichten gemäß der De-minimis-Ver­
ordnung nach. 

Die Indikatoren müssen an den spezifischen Zielen der jeweiligen Priorität des ESIF-Programms, 
mit dem das Finanzinstrument finanziert wird, ausgerichtet sein, sowie an den erwartenden Ergeb­
nissen der Ex-ante-Bewertung. Sie werden im Fall des Garantiefonds mindestens vierteljährlich 
gemessen und gemeldet und zumindest an die Anforderungen der Verordnung angepasst. Zusätz­
lich zu den gemeinsamen Indikatoren der Prioritätsachse des ESIF-Programms (Schaffung von 
Arbeitsplätzen, Zahl der KMU usw.) werden weitere Indikatoren herangezogen: 

Anzahl der garantierten Darlehen 

Volumen der garantierten Darlehen 

Anzahl der ausgefallenen Darlehen 

Volumen der ausgefallenen Darlehen 

Gebundene/abgerufene Garantien (Anzahl, Beträge) 

Nicht abgerufene Mittel und Gewinne (z. B. Zinserträge) 

Bewertung des 
wirtschaftlichen 
Nutzens des Pro­
grammbeitrags 

Der finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem Instrument wird vollständig an 
die Endbegünstigten weitergegeben (Nutzen der Garantie). 

Der finanzielle Vorteil für die förderfähigen KMU entsteht durch eine Reduzierung des Gesamtzins­
satzes, die von der Finanzinstitution verlangt wird, und/oder eine reduzierte Besicherung solcher 
KMU-Darlehen. 

Der Finanzmittler überwacht und meldet das BSÄ für Endbegünstigte gemäß dem Abschnitt über 
staatliche Beihilfen. 

Diese Grundsätze schlagen sich in den Vereinbarungen zwischen der Verwaltungsbehörde oder dem 
Dachfonds und den Finanzmittlern sowie zwischen Letzteren und den Finanzinstitutionen, die Port­
folios neuer Darlehen aufbauen, nieder. 

(1) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 

(2) Ein Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten und einem Jahresumsatz von weniger als 50 Mio. EUR oder einem Gesamtver­
mögen von weniger als 43 Mio. EUR, das auch nicht zu einer Gruppe gehört, die diese Schwellenwerte überschreitet. Gemäß der 
Empfehlung der Kommission „gilt jede Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, als 
Unternehmen“. 

(3)  Die folgenden Wirtschaftszweige werden zusammen als „eingeschränkte Sektoren“ bezeichnet: 
a)  Illegale Wirtschaftstätigkeiten: jede Produktions-, Handels- oder andere Tätigkeit, die gemäß den dafür geltenden Gesetzes- oder 

Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats illegal ist. 
b)  Tabak und destillierte alkoholische Getränke. Die Produktion von und der Handel mit Tabak und destillierten alkoholischen 

Getränke sowie ähnlichen Erzeugnissen. 
c) Die Produktion von und der Handel mit Waffen und Munition: Die Finanzierung der Produktion von und des Handels mit Waf­

fen und Munition jeglicher Art. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit diese Tätigkeiten Teil der ausdrücklichen Politik der Euro­
päischen Union sind oder zu dieser gehören. 

d)  Kasinos. Kasinos und entsprechende Unternehmen. 
e) Einschränkungen im IT-Sektor. Forschung, Entwicklung oder technische Anwendungen in Bezug auf elektronische Datenpro­

gramme oder -lösungen, die (i) speziell ausgerichtet sind auf: (a) die Unterstützung von Aktivitäten, die zu den unter den Buch­
staben a bis d aufgeführten eingeschränkten Sektoren gehören; (b) Internet-Glücksspiele und Online-Kasinos; oder (c) Pornografie 
oder (ii) dazu dienen, illegal (a) auf elektronische Datennetze zuzugreifen; oder (b) elektronische Daten herunterzuladen. 

f)  Einschränkungen im Sektor der Biowissenschaften. Unterstützung für die Finanzierung der Forschung, der Entwicklung oder 
technischer Anwendungen in Bezug auf (i) das Klonen von Menschen für Forschungs- oder Therapiezwecke; oder (ii) genetisch 
veränderte Organismen (GVO).   
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ANHANG IV 

Darlehen für Energieeffizienz und erneuerbare Energien im Wohngebäudesektor (Renovierungs­
darlehen) 

Schematische Darstellung des Renovierungsdarlehensprinzips 

Struktur des 
Finanzinstruments 

Das Renovierungsdarlehen wird in Form eines Darlehensfonds eingesetzt, der durch einen Finanz­
mittler mit Beiträgen aus dem Programm und eigenen Beiträgen des Finanzmittlers eingerichtet 
wird, um ein Portfolio neu bereitgestellter Darlehen zu finanzieren, wobei die Refinanzierung 
bestehender Darlehen ausgeschlossen ist. 

Das Renovierungsdarlehen wird im Rahmen des Vorhabens zur Verfügung gestellt, das Teil der 
Prioritätsachse ist, in dem aus dem ESI-Fonds finanzierten Programm sowie im Rahmen der 
gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 erforderlichen Ex-ante-Bewertung definiert 
wird. 

Ziel des Instru­
ments 

Ziel des Instruments ist es, natürlichen oder juristischen Personen oder Selbstständigen, die Eigen­
tümer von Wohngebäuden sind (Wohnung, Sozialwohnung oder einzelner Haushalt), sowie im 
Namen und zugunsten von Eigentümern handelnden Verwaltern oder anderen juristischen Perso­
nen für Renovierungen, die für eine ESIF-Förderung in Frage kommen, Darlehen zu Sonderbedin­
gungen anzubieten. 

Der Beitrag aus dem ESIF-Programm, den die Verwaltungsbehörde an einen Finanzmittler vergibt, 
darf durch andere private oder öffentliche Investoren verfügbare Finanzierungsquellen nicht ver­
drängen. 

Das ESIF-Programm stellt dem Finanzmittler für den Aufbau eines Portfolios neu bereitgestellter 
Darlehen Finanzmittel zur Verfügung und beteiligt sich — auf der Ebene der einzelnen Darle­
hen — gleichzeitig an den Verlusten/Zahlungsausfällen und Wiedereinziehungen in Bezug auf die 
Darlehen dieses Portfolios, und zwar in der Höhe des Programmbeitrags zu dem Instrument. 

Im Fall einer Dachfondsstruktur überträgt der Dachfonds den Beitrag aus dem ESIF-Programm an 
den Finanzmittler. 

Zusätzlich zum ESIF-Programmbeitrag kann der Dachfonds eigene Mittel einbringen, die mit den 
Ressourcen des Finanzmittlers kombiniert werden. Der Dachfonds beteiligt in diesem Fall anteil­
mäßig an der Risikoteilung zwischen den verschiedenen Beiträgen im Darlehensportfolio. Die Vor­
schriften über staatliche Beihilfen sind auch zu beachten, wenn es sich bei diesen Ressourcen um 
öffentliche Mittel handelt. 
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Einbeziehung 
staatlicher Beihil­
fen 

Das Renovierungsdarlehen ist als Instrument ohne staatliche Beihilfen ausgelegt, d. h. marktkon­
forme Vergütung des Finanzmittlers sowie vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils vom 
Finanzmittler an die Endbegünstigten, und die Bereitstellung von Finanzmitteln an die Endbegüns­
tigten ist an der geltenden De-minimis-Verordnung ausgerichtet. 

a) Beihilfen auf der Ebene des Finanzmittlers und des Dachfonds sind unter folgenden Bedingungen ausge­
schlossen: 

1. Der Finanzmittler und die Verwaltungsbehörde oder der Dachfonds tragen jederzeit die Ver­
luste und Gewinne im Verhältnis zu ihren Beiträgen (pro rata), und der Finanzmittler leistet 
einen wirtschaftlich bedeutenden Beitrag zum Renovierungsdarlehen. 

2.  Die Vergütung (d. h. Verwaltungskosten und/oder -gebühren) des Finanzmittlers und des 
Dachfonds entspricht der marktüblichen Vergütung in vergleichbaren Situationen; dies ist 
der Fall, wenn diese in einem offenen, transparenten, diskriminierungsfreien und objektiven 
Auswahlverfahren ausgewählt wurden oder wenn die Vergütung im Einklang mit den Arti­
keln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 steht und keine weiteren 
Vorteile vom Staat gewährt werden. Wenn der Dachfonds lediglich den ESIF-Beitrag an den 
Finanzmittler überträgt, einen im öffentlichen Interesse liegenden Auftrag hat, bei der 
Umsetzung der Maßnahme keiner kommerziellen Tätigkeit nachgeht und sich nicht mit 
eigenen Mittel an der Investition beteiligt — und daher nicht als Beihilfeempfänger angese­
hen wird —, reicht es aus, dass er keinen übermäßigen Ausgleich erhält. 

3.  Der finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem Instrument wird in Form 
einer Zinssatzvergünstigung vollständig an die Endbegünstigten weitergegeben. Bei der Aus­
wahl der Finanzmittler bewertet die Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 die Preispolitik und die Methode, nach der der 
finanzielle Vorteil an die Endbegünstigten weitergegeben wird. 

Gibt der Finanzmittler den finanziellen Vorteil nicht vollständig an die Endbegünstigten 
weiter, so wird der nicht ausgezahlte öffentliche Beitrag an die Verwaltungsbehörde zurück 
übertragen. 

b) Beihilfen auf der Ebene der Einheit, die im Namen der Eigentümer handelt (d. h. natürliche und juristi­
sche Personen, Selbstständige, die Eigentümer von Wohngebäuden sind, Verwalter, andere juristische Per­
sonen): 

Finanzhilfen auf der Ebene einer Einheit, die im Namen der Eigentümer handelt, sind ausge­
schlossen, wenn: 

1.  die Einheit nicht direkt von öffentlichen Zuwendungen profitiert und 
2.  die Einheit den finanziellen Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags vollständig an die 

Endbegünstigten überträgt.  

c) Auf der Ebene der Eigentümer mit oder ohne Wirtschaftstätigkeit (juristische Person oder Selbständige, 
Vermieter und Eigentümer, die erneuerbare Energien installieren, welche einen Teil der erzeugten Energie 
in das Netz einspeisen): 

Eigentümer, die natürliche Personen sind und nicht als Unternehmen gelten, da sie keine Wirt­
schaftstätigkeit ausüben, werden nicht als Begünstigte einer staatlichen Beihilfe angesehen. 

Eigentümer, die einer Wirtschaftstätigkeit nachgehen, gelten als „Unternehmen“ und unterlie­
gen den Vorschriften über staatliche Beihilfen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn sie Vermie­
ter sind (die Vermietung ist eine Wirtschaftstätigkeit), und bei der Installation erneuerbarer 
Energien, wenn ein Teil der erzeugten erneuerbaren Energien in das Netz eingespeist wird (die 
Einspeisung von Energie in das Netz gilt als Wirtschaftstätigkeit). 

Auf der Ebene der Eigentümer mit einer Wirtschaftstätigkeit müssen die Beihilfen im Einklang 
mit den De-minimis-Vorschriften stehen. 

Für jedes in das Portfolio aufgenommene Darlehen in Bezug auf Eigentümer mit einer Wirt­
schaftstätigkeit berechnet der Finanzmittler das BSÄ anhand der folgenden Methode: 

Berechnung des BSÄ = Nominalbetrag des Darlehens (EUR) × (Finanzierungskosten 
(gängige Praxis) + Risikokosten (gängige Praxis) – Gebühren, die die Verwaltungsbe­
hörde auf den Programmbeitrag an den Finanzmittler erhebt) × Gewichtete durch­
schnittliche Laufzeit des Darlehens (Jahre) × Risikoteilungsrate. 
Wird das BSÄ für die Zwecke des Renovierungsdarlehensinstruments mit der oben genannten 
Formel berechnet, so gilt die Anforderung gemäß Artikel 4 der De-minimis-Verordnung (1) als 
erfüllt. Es werden keine Mindestsicherheiten verlangt.  
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Ein Überprüfungsmechanismus stellt sicher, dass das mit der oben genannten Formel berech­
nete BSÄ nicht unter dem gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe c der De-minimis-Verordnung 
berechneten BSÄ liegt. 

Der Gesamtbetrag der anhand des BSÄ berechneten Beihilfen darf — bei Berücksichtigung der 
Kumulierungsregel für Endbegünstigte aus der De-minimis-Verordnung — nicht über 
200 000 EUR während eines Zeitraums von 3 Geschäftsjahren liegen. 

Zuschüsse für technische Hilfe oder andere dem Endbegünstigten gewährte Zuschüsse werden 
mit dem berechneten BSÄ kumuliert. 

Darlehenspolitik  a) Zahlungen der Verwaltungsbehörde oder des Dachfonds an den Finanzmittler: 

Im Anschluss an die Unterzeichnung einer Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwal­
tungsbehörde und dem Dachfonds oder dem Finanzmittler überträgt die zuständige Verwal­
tungsbehörde öffentliche Beiträge aus dem Programm an den Dachfonds oder den Finanzmitt­
ler, der diese Beiträge in einen speziellen Renovierungsdarlehensfonds einstellt. Die Übertra­
gung erfolgt in Tranchen und entspricht den Obergrenzen gemäß Artikel 41 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013. 

Das Zielvolumen für das Darlehen und der anvisierte Zinssatz werden im Rahmen der Ex- 
ante-Bewertung gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bestätigt und bei der 
Bestimmung der Art des Instruments (revolvierendes oder nicht-revolvierendes Instrument) 
berücksichtigt. 

Der Höchstsatz der Risikoteilung des Finanzinstruments gegenüber den Endbegünstigten liegt 
bei 85 % (d. h. mindestens 15 % bringt der Finanzmittler aus eigenen Mitteln ein).  

b) Schaffung eines Portfolios neuer Darlehen: 

Der Finanzmittler ist verpflichtet, innerhalb eines vorab festgelegten begrenzten Zeitraums ein 
Portfolio neuer Darlehen zu schaffen, das gemäß einer in der Finanzierungsvereinbarung fest­
gelegten Risikoteilungsrate finanziert wird (d. h. finanziert aus (i) dem Programmbeitrag, 
(ii) eigenen Mitteln des Finanzmittlers). 

Förderfähige Darlehen, die gemäß Förderkriterien auf der Ebene der einzelnen Darlehen und 
des Portfolios vorab definiert werden, werden automatisch in das Portfolio aufgenommen, und 
zwar durch Übermittlung von Meldungen über die Aufnahme mindestens einmal pro Quartal. 

Der Finanzmittler verfolgt eine kohärente Darlehenspolitik, insbesondere in Bezug auf die 
Zusammenstellung des Portfolios, die eine solide Verwaltung des Darlehensportfolios und die 
Risikodiversifizierung ermöglicht und gleichzeitig auf die Verringerung der im Zuge der Ex- 
ante-Bewertung (gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013) festgestellten Markt­
schwäche abzielt, während die Ausrichtung an den finanziellen Interessen und politischen Zie­
len der Verwaltungsbehörde erhalten bleibt. 

Die Ermittlung, Auswahl, Due-Diligence-Prüfung, Dokumentation und Ausführung der Darle­
hen an die Endbegünstigten wird vom Finanzmittler gemäß seinen Standardverfahren und im 
Einklang mit den in der betreffenden Finanzierungsvereinbarung festgelegten Grundsätzen 
durchgeführt.  

c) Wiederverwendung von an das Finanzinstrument zurückgezahlten Mitteln: 

An das Finanzinstrument zurückgezahlte Mittel werden entweder im Rahmen desselben 
Finanzinstruments wiederverwendet (revolvierender Einsatz im selben Finanzinstrument) 
oder — nachdem sie an die Verwaltungsbehörde oder den Dachfonds zurückgezahlt wurden — 
gemäß Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 eingesetzt. 

Bei revolvierendem Einsatz im selben Finanzinstrument werden die Beträge, die auf die Unter­
stützung aus den ESI-Fonds zurückzuführen sind und vom Finanzmittler innerhalb des zeitli­
chen Rahmens für Investitionen aus Darlehen an Endbegünstigte erstattet und/oder wiederein­
gezogen werden, grundsätzlich für eine neue Verwendung im selben Finanzinstrument zur 
Verfügung gestellt. Dieser revolvierende Ansatz gemäß den Artikeln 44 und 45 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 wird in die Finanzierungsvereinbarung aufgenommen. 

Alternativ dazu, falls die Mittel direkt an die Verwaltungsbehörde oder den Dachfonds zurück­
gezahlt werden, erfolgen die Rückzahlungen regelmäßig und spiegeln folgende Elemente wider: 
(i) die Kapitalrückzahlungen (anteilig auf der Grundlage der Risikoteilungsrate), (ii) etwaige ein­
gezogene Beträge und Verlustabzüge (gemäß der Risikoteilungsrate) der Renovierungsdarlehen 
und (iii) etwaige Zinszahlungen. Diese Mittel sind im Einklang mit den Artikeln 44 und 45 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 einzusetzen.  
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d) Wiedereinziehung: 

Der Finanzmittler ergreift gemäß seinen internen Leitlinien und Verfahren Einziehungsmaß­
nahmen in Bezug auf jedes ausgefallene Darlehen, das mit dem Renovierungsdarlehen kofinan­
ziert wurde. 

Vom Finanzmittler wiedereingezogene Beträge (gegebenenfalls abzüglich der Kosten für Wie­
dereinziehungen und Zwangsvollstreckungen) werden anteilmäßig in Bezug auf die Risikotei­
lung dem Finanzmittler und der Verwaltungsbehörde oder dem Dachfonds zugewiesen.  

e) Sonstiges: 

Zinsen und andere auf die Unterstützung aus den ESI-Fonds an das Finanzinstrument zurück­
zuführende Gewinne werden gemäß Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 verwen­
det. 

Preispolitik Bei Vorschlägen für die Preisgestaltung legt der Finanzmittler eine Preispolitik vor sowie die 
Methode, mit der die vollständige Weitergabe des finanziellen Vorteils des öffentlichen Programm­
beitrags an die Endbegünstigten gewährleistet werden soll. Die Preispolitik und die Methode 
umfassen folgende Elemente: 

1.  Der Zinssatz auf den Beitrag des Finanzmittlers wird auf Marktbasis festgelegt (d. h. gemäß der 
eigenen Politik des Finanzmittlers). 

2.  Der Gesamtzinssatz, der für Darlehen an die Endbegünstigten im Portfolio zu erheben ist, 
muss proportional zu dem Betrag des öffentlichen Programmbeitrags gekürzt werden. Diese 
Kürzung berücksichtigt die Gebühren, die die Verwaltungsbehörde gegebenenfalls auf den Pro­
grammbeitrag veranschlagt. 

3.  Die im Abschnitt über staatliche Beihilfen beschriebene Berechnung des BSÄ wird für jedes 
Darlehen im Portfolio vorgenommen. 

4.  Die Preispolitik und die Methode bleiben während des Zeitraums der Förderfähigkeit konstant. 

Programmbeitrag 
zum Finanz-instru­
ment: Betrag und 
Rate (Produktde­
tails) 

Die Renovierungsdarlehensvergabe an Finanzmittler sowie die Mindestrate der Risikoteilung beru­
hen auf den Ergebnissen der Ex-ante-Bewertung, die die Unterstützung des Finanzinstruments 
rechtfertigt (Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013) und berücksichtigen (gegebenenfalls) 
den revolvierenden Ansatz des Instruments. 

Programmbeitrag 
zum Finanzinstru­
ment (Tätigkeiten) 

Das über das Instrument für Renovierungsdarlehen finanzierte Darlehensportfolio umfasst neu 
bereitgestellte Darlehen an die Endbegünstigten, wobei die Refinanzierung bestehender Darlehen 
ausgeschlossen ist. Die Kriterien für die Aufnahme in das Portfolio werden gemäß den Rechtsvor­
schriften der Union (z. B. der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und fondsspezifischen Regelu­
ngen), dem Programm, nationalen Regeln für die Förderfähigkeit sowie gemeinsam mit dem 
Finanzmittler festgelegt, mit dem Ziel, eine große Zahl von Endbegünstigten sowie eine ausrei­
chende Diversifizierung und Homogenität des Portfolios zu erreichen, so dass das Risikoprofil des 
Portfolios realistisch eingeschätzt werden kann. Diese Kriterien tragen den marktüblichen Kondi­
tionen und Verfahren in dem betreffenden Land oder der betreffenden Region Rechnung. 

Der Finanzmittler ist verpflichtet, mit regionalen oder nationalen Stellen zusammenzuarbeiten, 
die für die Erbringung zusätzlicher Leistungen im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Renovierungsprojekte zuständig sind; dazu gehören: Beratungsdienste; Überprüfung und Bewer­
tung der Projektvorbereitung, Unterlagen für Bau, technische Überwachung und Auftragsvergabe; 
Bewertung der Übereinstimmung der Renovierungsprojekte mit den Unions- und nationalen Vor­
schriften; Bereitstellung von Zuschüssen, Prüfung und Registrierung staatlicher Beihilfen. 

Haftung der Ver­
waltungsbehörde 

Die Haftung der Verwaltungsbehörde in Bezug auf das Finanzinstrument entspricht Artikel 6 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014. 

Dauer Der Darlehenszeitraum des Finanzinstruments wird in einer Weise festgelegt, die gewährleistet, 
dass der Programmbeitrag gemäß Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 für Darlehen 
verwendet wird, die spätestens am 31. Dezember 2023 an die Endbegünstigten ausgezahlt wer­
den. 

12.9.2014 L 271/41 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Darlehensvergabe 
und Risikoteilung 
auf der Ebene des 
Finanzmittlers 
(Abstimmung der 
Interessen) 

Die Abstimmung der Interessen zwischen der Verwaltungsbehörde und dem Finanzmittler wird 
folgendermaßen erreicht: 
—  Leistungsbasierte Gebühren gemäß den Artikeln 12 und 13 der Delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 480/2014. 

— Der Finanzmittler beteiligt sich nach Maßgabe der örtlichen Marktbedingungen mit mindes­
tens 15 % der gesamten Finanzierungszusage für die Darlehensvergabe an Endbegünstigte (dies 
ermöglicht die Bestimmung der Risikoteilungsrate). 

— Die Verluste und Wiedereinziehungen entfallen anteilig auf den Finanzmittler und die Verwal­
tungsbehörde entsprechend ihrer jeweiligen Haftung. 

Förderfähige 
Finanzmittler 

In einem Mitgliedstaat niedergelassene öffentliche und private Einrichtungen, die rechtlich befugt 
sind, Renovierungsdarlehen an Eigentümer von Wohnräumen sowie an Unternehmen zu verge­
ben, die im Hoheitsgebiet des Programms, das zu dem Finanzinstrument beiträgt, tätig sind und 
Wohnräume besitzen. Bei solchen Einrichtungen handelt es sich um Finanzinstitutionen und gege­
benenfalls Mikrokreditinstitute oder andere Einrichtungen, die zur Vergabe von Darlehen befugt 
sind. 

Förderfähigkeit 
der Endbegüns­
tigten 

Die Endbegünstigten müssen gemäß Unions- und nationalem Recht sowie im Rahmen der jeweili­
gen Priorität und der jeweiligen Finanzierungsvereinbarung förderfähig sein. 

Endbegünstigte sind natürliche oder juristische Personen oder Freiberufler (Wirtschaftstätigkeit) 
sowie im Namen und zugunsten von Eigentümern handelnde Verwalter oder andere juristische 
Personen, die Wohnräume besitzen (Wohnung oder einzelner Haushalt) und Maßnahmen im 
Bereich Energieeffizienz oder erneuerbare Energien im Rahmen der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 und der Programmunterstützung durchführen. 

Im Rahmen der Förderfähigkeitsregeln des Programms und gemäß den Vorschriften auf nationaler 
und Unionsebene können beispielsweise die folgende Arten von Arbeiten unterstützt werden: 

— Technische Hilfe für die Ausarbeitung des Projektteils, der sich auf Maßnahmen für Energieeffi­
zienz und erneuerbare Energien bezieht. 

—  Durchführungskosten des Projektteils, der sich auf Maßnahmen für Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien bezieht. 

—  Größere Reparaturen an oder Ersetzung von Heizanlagen und Warmwassersystemen: 

—  Ersetzung oder Umrüstung der Unterstationen für Heizungsanlagen oder des Kesselhauses 
(einzelne Heizkessel) sowie der Warmwasserbereitungssysteme. 

—  Installation von Strangregulierventilen. 

—  Verbesserung der Wärmeisolierung von Rohrleitungen. 

—  Ersetzung von Rohrleitungen und Heizkörpern. 

—  Installation von Wärmemengenzählern und Thermostatventilen in Wohnungen. 

—  Ersetzung oder Umrüstung von Rohrleitungen und Anlagen der Warmwasserversorgung. 

—  Erneuerung oder Umrüstung des Lüftungssystems. 

—  Austausch von Fenstern und Türen. 

— Dachisolierung, einschließlich Bau eines neuen geneigten Daches (die Errichtung von Wohn­
räumen auf dem Dachboden ausgenommen). 

—  Isolierung von Außenwänden. 

—  Isolierung von Kellerdecken. 

—  Einrichtung von Systemen für alternative Energiequellen (Sonne, Wind usw.). 

—  Größere Reparaturen an oder Ersetzung von Aufzügen durch energieeffizientere Anlagen. 

—  Ersetzung oder Instandsetzung der gemeinsam genutzten technischen Systeme des Gebäudes 
(Kanalisation, elektrische Anlagen, Brandschutzeinrichtungen, Trinkwasserleitungen und Lüf­
tungsanlagen). 
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In Bezug auf die Endbegünstigten gelten die folgenden Förderkriterien bei der Darlehensver­
gabe an Endbegünstigte/Eigentümer, die als Rechtsperson einer Wirtschaftstätigkeit nachgehen 
(z. B. Selbstständige). Sie erfüllen zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Darlehens die folgen­
den Förderkriterien: 

a) Sie sind ein Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen — „KMU“ — (auch Einzelunterneh­
mer/Selbständige) im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission. 

b)  Sie sind kein KMU, das in den in Artikel 1 Buchstaben a-f der De-minimis-Verordnung 
genannten Sektoren tätig ist. 

c)  Sie gehören nicht einem oder mehreren eingeschränkten Sektoren (2) an. 

d) Sie sind kein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Vorschriften über staatliche Beihil­
fen. 

e) Sie haben nicht die Zahlungen eingestellt oder sind in Verzug in Bezug auf einen anderen Dar­
lehens- oder Leasingvertrag, der entweder vom Finanzmittler oder durch eine andere Finanz­
institution nach Kontrollen gemäß den internen Leitlinien und der Standarddarlehenspolitik 
des Finanzmittlers vergeben wurde. 

Außerdem verfügen die Endbegünstigten zum Zeitpunkt der Investition und während der Rücker­
stattung des Darlehens über einen eingetragenen Unternehmenssitz in einem Mitgliedstaat, und 
die Wirtschaftstätigkeit, für die das Darlehen ausbezahlt wurde, ist im entsprechenden Mitglied­
staat und der jeweiligen Region/beim jeweiligen Gerichtsstand des ESIF-Programms angesiedelt. 

Eigenschaften des 
Produkts für die 
Endbegünstigten 

Der Finanzmittler vergibt neue Darlehen an die Endbegünstigten, die zu den Zielen des Pro­
gramms beitragen und durch das Programm im Rahmen des Renovierungsdarlehens kofinanziert 
werden; die Refinanzierung bestehender Darlehen ist ausgeschlossen. Die Darlehensbedingungen 
werden auf Grundlage der Ex-ante-Bewertung gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 festgelegt. 

Die Laufzeit des Renovierungsdarlehens erstreckt sich auf einen Zeitraum von bis zu 20 Jahren. 

Der Höchstbetrag für jedes Renovierungsdarlehen wird in Bezug auf die Ergebnisse der Ex-ante- 
Bewertung festgelegt, die den Programmbeitrag an das Finanzinstrument rechtfertigen, und in der 
Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwaltungsbehörde, dem Dachfonds und dem Finanz­
mittler verankert. Der Höchstbetrag der einzelnen Darlehen darf 75 000 EUR nicht überschreiten. 
Bei Darlehen an einen Gebäudeverwalter handelt es sich um die Summe der einzelnen Haushalte 
des Gebäudes. 

Das Finanzinstrument kann von den Endbegünstigten oder den Verwaltern von gemeinsamem 
Eigentum, die im Namen der Endbegünstigten handeln, die Einbringung eigener Mittel verlangen. 

Das Renovierungsdarlehen unterliegt einem festen Jahreszinssatz und umfasst eine regelmäßige 
Amortisierung. Der Zinssatz auf den Beitrag des Finanzmittlers wird auf Marktbasis festgelegt. 
Der Zinssatz, der auf das jeweilige förderfähige Darlehen im Portfolio anzuwenden ist, wird 
zugunsten der Endbegünstigten um den Anteil des öffentlichen Programmbeitrags gekürzt. 

Ein Zinszuschuss gemäß Artikel 37 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 kann an Haus­
halte mit niedrigem Einkommen und schutzbedürftige Haushalte (3) vergeben werden. Der maxi­
male Zinszuschuss entspricht dem Zinssatz, der von Haushalten mit niedrigem Einkommen und 
Schutz bedürftigen Haushalten auf den Beitrag des Finanzmittlers zu den einzelnen Darlehen zu 
entrichten ist. 

Bestimmte Kosten für technische Hilfe können im Rahmen des Artikels 37 Absatz 7 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 in das Finanzinstrument aufgenommen werden. Unterstützung ist nur 
für die Vorbereitung der Projekte zu leisten (vorbereitende Studien und Unterstützung bei der Vor­
bereitung von Investitionen bis zur Investitionsentscheidung). Die Kosten der technischen Hilfe 
sind nur dann förderfähig, wenn zwischen dem Finanzmittler und den Endbegünstigten ein Reno­
vierungsdarlehen unterzeichnet wird, unabhängig von der Einheit, die diese Leistungen erbringt 
(z. B. unabhängig davon, ob der Finanzmittler solche Leistungen erbringt oder sie von einer ande­
ren Einheit eingeholt werden). 

Berichterstattung 
und erwartete 
Ergebnisse 

Die Finanzmittler legen der Verwaltungsbehörde oder dem Dachfonds mindestens vierteljährlich 
Informationen in standardisierter Form und standardisiertem Umfang vor. 

Dieser Bericht enthält alle Elemente, die die Verwaltungsbehörde zur Erfüllung der Bedingungen 
gemäß Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 benötigt. 
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Ferner kommen die Mitgliedstaaten ihren Berichterstattungspflichten gemäß der De-minimis-Ver­
ordnung nach. 

Die Indikatoren müssen an den spezifischen Zielen der jeweiligen Priorität des ESIF-Programms, 
mit dem das Finanzinstrument finanziert wird, ausgerichtet sein, sowie an den erwartenden 
Ergebnissen der Ex-ante-Bewertung. Sie werden im Fall des Renovierungsdarlehens mindestens 
vierteljährlich gemessen und gemeldet und zumindest an die Anforderungen der Verordnung 
angepasst. Zusätzlich zu den gemeinsamen Indikatoren der Prioritätsachse des ESIF-Programms 
(Zahl der Haushalte mit niedrigerem Energieverbrauch, geschätzter jährlicher Rückgang der Treib­
hausgasemissionen usw.) werden weitere Indikatoren herangezogen: 

Anzahl und Volumen der Darlehen 

Renovierte Einfamilienhäuser (m2) 

Renovierte Wohnungen in Gebäuden (m2) 

Zahlungsausfälle (Anzahl und Beträge) 

Zurückgezahlte Mittel und Gewinne 

Anzahl und Beträge der technischen Hilfe 

Anzahl und Beträge der Zinsvergütungen 

Bewertung des 
wirtschaftlichen 
Nutzens des Pro­
grammbeitrags 

Der Finanzmittler reduziert den allgemeinen effektiven Gesamtzinssatz (und gegebenenfalls die 
Besicherungspolitik), der den Endbegünstigten für jedes in das Portfolio aufgenommene förderfä­
hige Darlehen auferlegt wird; dadurch schafft das Renovierungsdarlehen günstige Bedingungen für 
die Finanzierung und die Risikoteilung. 

Der gesamte finanzielle Vorteil des öffentlichen Programmbeitrags zu dem Instrument wird in 
Form einer Zinssatzvergünstigung an die Endbegünstigten weitergegeben. Der Finanzmittler über­
wacht und meldet das BSÄ für Endbegünstigte gemäß dem Abschnitt über staatliche Beihilfen. 
Dieser Grundsatz schlägt sich in der Finanzierungsvereinbarung zwischen der Verwaltungsbe­
hörde oder dem Dachfonds und dem Finanzmittler nieder. 

(1) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 

(2)  Die folgenden Wirtschaftszweige werden zusammen als „eingeschränkte Sektoren“ bezeichnet. 
a)  Illegale Wirtschaftstätigkeiten: jede Produktions-, Handels- oder andere Tätigkeit, die gemäß den dafür geltenden Gesetzes- oder 

Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats illegal ist. 
b)  Tabak und destillierte alkoholische Getränke. Die Produktion von und der Handel mit Tabak und destillierten alkoholischen 

Getränke sowie ähnlichen Erzeugnissen. 
c) Die Produktion von und der Handel mit Waffen und Munition: Die Finanzierung der Produktion von und des Handels mit Waf­

fen und Munition jeglicher Art. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit diese Tätigkeiten Teil der ausdrücklichen Politik der Euro­
päischen Union sind oder zu dieser gehören. 

d)  Kasinos. Kasinos und entsprechende Unternehmen. 
e) Einschränkungen im IT-Sektor. Forschung, Entwicklung oder technische Anwendungen in Bezug auf elektronische Datenpro­

gramme oder -lösungen, die (i) speziell ausgerichtet sind auf: (a) die Unterstützung von Aktivitäten, die zu den unter den Buch­
staben a bis d aufgeführten eingeschränkten Sektoren gehören; (b) Internet-Glücksspiele und Online-Kasinos; oder (c) Pornografie 
oder (ii) dazu dienen, illegal (a) auf elektronische Datennetze zuzugreifen; oder (b) elektronische Daten herunterzuladen. 

f)  Einschränkungen im Sektor der Biowissenschaften. Unterstützung für die Finanzierung der Forschung, der Entwicklung oder 
technischer Anwendungen in Bezug auf (i) das Klonen von Menschen für Forschungs- oder Therapiezwecke; oder (ii) genetisch 
veränderte Organismen (GVO). 

(3)  Im Beschluss 2012/21/EU der Kommission vom 20. Dezember 2011 definiert als benachteiligte Bürger oder sozial schwächere 
Bevölkerungsgruppen, die nicht die Mittel haben, sich auf dem freien Wohnungsmarkt eine Unterkunft zu beschaffen.   
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